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Sozialdemokratiſches
uuöuUè JBezugeépreis Frei Haus monatl. 1,75 Mk., viertelſähri, Mt.

durch die Poſt bezogen monatl. 1,75 Mk., öhne Zuſtellungsgebühr.

Die Jnternationale gegen den
Gewaltfrieden.

HDaris, 30. Juni. Matin teilt mit, daß der Sozialiſten
bund des Seinedepartements, der Sonntag tagte, mit
6800 Stimmen bei zehn Stimmenthaltungen eine Entſchließung
angenommen habe, in der erklärt wird, daß die Sozialiſten in
n Kammer gegen den Friedensvertrag ſtimmen
ollen.
Eine andere Entſchließung erklärt, daß die ſozialiſtiſchen Dele-

gierten am 14. Juli nicht den Siegesfeiernbeiwohnen
ſollen. Der 14. Jnli ſei für die Sozialiſten Frankreichs ein
Trauertag. Den Sozialiſten in den Behörden ſoll verboten wer-
den, Karten für dieſen Anlaß zu verteilen.

Eine dritte Entſchließung verlangt den Ausſchluß von
etwa 20 Mitgliedern, die für den Anſchluß en die dritte
Jnter nationale eingetreten ſind. Matin ſtellt feſt, daß die
Bewegung der Sozialiſten immer größere Kreiſe ziehe. Das
Blatt hebt hervor, daß Longuet die Delegierten erſuchte, kaltes
Blut zu bewahren. Er habe betont, daß der leute Parteitag ſich
gegen die dritte Jnternationale ansgeſprochen habe. Freſſard

ilte mit, daß der ſtändige Verwaltungsausſchuß feſt entſchloſſenz alle Mitglieder auszuſchließen, die ſich der dritten Jnter-

tionale angeſchloſſen haben.

Stockſſolm, 30. Juni. Wie Branting ans Liverpool tele-
graphiert, hat der Kongreß in Southport mit großer Mehr-
heit den ausführenden Ausſchuß beauftragt, mit dem Parlaments-
ansſchuß der Gewerkſchaften über Maßnahmen zur Be
endigung des Krieges im Oſten zu verhandeln, wobei
man, falls nötig, auch zu induſtriellen Druckmitteln
greifen will.

Nach der gleichen Depeſche hat der Aktionsansſchuß der
Berner Konferenz Vorbereitungen für eine Konferenz
in Luze rn getroffen. Noc
land beantragt. Außerdem
liſtenabordnung ſofort nach Deutſchland reiſen,
m die Lage dort zu unterſuchen,

Beſchleunigte Ratifizierung des Friedens.
Paris, 2. Juli. (W. T. B.) Nach dem Journal wird, um

die Jnkraftſetzung des Friedensvertrages zu beſchleunigen, als
bald nach deſſen Ratifizierung durch Deutſchland und durch die
drei alliierten Mächte jede dieſer Mächte einen Delegierten be
zeichnen, der an die in Paris befindliche Verſammlung eine Er-
klärung einbringen wird, daß der Vertrag regelrecht beſtätigt wor-
den iſt. Das Protokoll dieſer Verſammlung wird das unverzüg-
liche Jnkrafttreten des Vertrages beſtimmen. Nach Petit Jonrnal
wird angenommen, daß die Ratifizierung in ungefähr
14 Tagen erfolgen wird.

Paris, 2. Juni. (W. T. B.) Reuter. Die Arbeiten der
Friedenskonferenz werden von dem Fünferrat weiter geführt
werden, der aus Clemencean, Lanſing, Balfour, Tittoni und Mar-
tino beſteht, nicht von dem Zehnerrat, wie früher gemeldet wurde.

Das neue Polen.
Paris, 1. Juli. (W. T. B.) Havas. Zwiſchen den Ver

einigten Staaten, Großbritannien, Frankreich,Jtalien und Japan einerſeits und Polen andererſeits wurde
als Beſtätigung der Anerkennung Polens als unab
hängiger Staat unter Zuteilung von Gebieten des ehe-
maligen Deutſchen Reiches ein Vertrag unterzeichnet, daß Polen
dieſe Gebiete zugeſprochen werden. Polen verpflichtet ſich, allen
Bewohnern Polens Schutz von Leben und Freiheit zu gewähren.
Alle Bewohner Polens werden das Recht haben, jedes Bekenntnis
auszuüben, das mit der öffentlichen Ordnung und mit den guten
Sitten nicht in Widerſpruch ſteht. Polen erkennt als polniſche
Staatsangehörige die bisherigen deutſchen und öſterreichiſch-
ungariſchen Staatsangehörigen in Polen an, unter dem Vor-
behalt der Beſtimmungen des Friedensvertrages mit Deutſchland
und Oeſterreich über die Staatsangehörigen die nach einem be
ſtimmten Tage auf dem in Frage kommenden Gebiete ihren Wohn
ſiz genommen haben. Dieſe Beſtimmungen werden unter Garan-
tie des Völkerbundes geſtellt. Polen wird den Alliierten Tranſit-
freiheit und Meiſtbegünſtigung gewähren. Es wird den dem
Völkerbund angehörigen Staaten gleiche Rechte und Privilegien
gewöhren, übernimmt die Verantwortung für die ruſſiſche öffent-
liche Schuld und für die anderen finanziellen Verpflichtungen des
ruſſiſchen Staates.

Heimkehr deutſcher Zivilgefangener.
Genf, 1. Juli. Nach Pariſer Meldungen ſind die Vor-

bereitungen für die Rückbeförderung der deutſchen
Kriegsgefangenen im Gange. Sämtliche deutſchen Zivil-
gefangenen, die ſich noch in Frankreich befinden, werden ebenfalls
ihre Entlaſſung erhalten und demnächſt nach Deutſchland zurück-
kehren. Jm Saargebiet ſind bereits mehrere Züge mit
Jnternierten aus Frankreich eingetroffen.
Zuſammenſtöße zwiſchen Amerikanern und Franzoſen.

Holländiſche wie italieniſche Blätter berichten übereinſtimmendaß es bei der Abfahrt re Breſt zu ſchweren
uſammenſtößen zwiſchen Franzoſen undmerikanerr gekommen ſei. Franzöſiſche Seeleute zogen

zuſammen mit Sozialiſten unter Abſingen der Jnternatio
nale durch die Stadt, wobei die amerikaniſche Heerespolizei an
gegriffen wurde. Es gab diele Verwundate Die amerika
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niſchen Militärkommiſſionen würden von der Menge mit Steinen
beworfen. Die Amerikaner wurden in ihren Hotels und Kaſer-
nen förmlich belagert.

Die „Eroberung“ Hamburgs.
Hamburg, 1. Juli. (W. T. B.) Der Einmarſch der

Reichswehrtruppen von allen Richtungen entwickelt ſich
i Jn Altona iſt das bayeriſche Schützenkorps ein-
gerückt.

An einzelnen Punkten der Stadt kam es zu Reibereien, wobei
auch von der Schußwaffe Gebrauch gemacht werden mußte.
Soviel bis jetzt bekannt, iſt ein Toter zu beklagen. Mehrere Zivil-
perſonen wurden verwundet. Die Nacht hindurch wurden die in
verſchiedenen Stadtteilen angelegten befeſtigten Punkte weiter
ausgebaut und eine ſcharfe Kontrolle ausgeübt. Der Freihafen.
der ebenfalls unter ſtrenger Vewachung ſteht, iſt vollkommen ge
ſichert. Gerüchte, de es dort brenne, beruhen darauf, daß dort
die Scheinwerfer der Torpedobootsflottille in Tätigkeit ſind. Für
die nächſten zwei Tage iſt eine allgemeine Waffenabgabe an
geordnet.

Noskeaner auch in Bielefeld. Jn Bielefeld ſind zur „Wie
derherſtellung von Ruhe und Ordnung Regierungstruppen ein

er ückt. Sie beſetzten ohne Widerſtand die öffentlichen Ge-
äude. Sechs Rädelsführer wurden verhaftet.

Der Arbeitsplan der Nationalverſammlung.
Der Aelteſtenrat der Nationalverſammlung in Weimar

einigte ſich dahin, am Mittwoch (hente) Nachmittag, 2 Uhr, mit der
zweiten Leſung der Verſaſſungsvorlage zu beginnen. Jn der nächſten
Woche ſollen dann die zehn Steuervorlagen beraten werden,
deren erſte Leſung man in drei Tagen erledigen zu können hofft
Am 11. und 12. Juli ſoll die Verſaſſungsvorlage in erſter Leſung
verabſchiedet werden, wobei eine ausgiebige Generaldiskuſſion zuge-
laſſen werden wird. Von den Steuervorlagen ſollen die Kriegs-
gewinnſteuern und die Mehreinkommenſtener noch im Juli in allen
drei Leſungen verabſchiedet werden, damit ſie ſofort in Wirkſamkeit

tre en Bis Ende S. man V rBeratung der bigen e Kede guang we Veriſn zu J
Das Plenum wird von Oktober bis Dezember in Berlin tagen.
Neuwahlen werden vorausſichtlich im Januar ſtatt
finden.

Preßfreiheit die Noske meint.
Nach einem eintägigen Verbot kann die Deutſche Zeitung

wieder erſcheinen. Die Republik iſt ſeit länger als einer Woche
verboten, ohne daß die Regierung Miene macht, das ungeſetzliche
Verbot aufzuheben. Wir ſtellen feſt: Die Deutſche Zeitung iſt das
widerlichſte alldeutſche Hetzblatt in Berlin die Republik die
Tageszeitung der Arbeiterräte und vertritt als ſolche
die des Proletariats.

Eine neue Hetze gegen Eichhorn.
Dem Genoſſen Eichhorn war, um ihn zu einer Vernehmung

nach Berlin holen zu können, von der Regierung ſicheres Geleit
zugeſagt. Das ſcheint die ganze Meute der bürgerlichen Preſſe-
trabanten in Wut verſetzt zu haben. Sie nehmen den Eiſenbahner-
ſtreik zum Anlaß gegen Eichhorn aufs neue die Noskeſchen Söldner-
ſcharen mobil zu machen. Zunächſt verſuchen ſie ihn dadurch ans
Meſſer zu liefern, daß ſie ſeine vermeintliche gegenwärtige Arbeits-
ſtätte angeben Er ſei unter falſchem Namen bei den Brennabor-
werken in Brindenburg beſchäftigt. Dann aber fügen ſie hinzu,
er habe die Hauptleitung des Streiks in Berlin gehabt. Damit
glaubt man die Streikbewegung diskreditieren zu können. denn die
Leute, die dieſe Schwindelmärchen in die Welt ſetzten, haben alles
erdenkliche getan. gus dem Genoſſen Eichhorn einen Philiſterſchreck
zu machen. Man hat ihm nicht nur der Putſchpolitik, ſondern
auch der Falſchmünzerei, des Diebſtahl s, der Unter
ſchlagung, des Raube s und wer weiß was ſonſt noch geziehen.

Die Kataſtrophenpolitik
im Oſten.

Der Vollzugsausſchuß für Danzig und Weſtpreußen hak in
ſeiner Sitzung vom 26. Juni einſtimmig einen Aufruf erlaſſen,
in dem er erklärt, Weſtpreußen müſſe der Uebermacht der Entente
weichen und ſich ins Unvermeidliche fügen. Der Aufruf wendet
ſich in ſchärfſter Weiſe gegen den Plan einiger Machtpolitiker, eine

Oſtrepublik aufzurichten und Gebiete, die nach dem Friedens
vertrag Deutſchland erhalten bleiben, dieſem neuen Staate anzu
gliedern. Dieſe Beſtrebungen ſeien Hochverrat und Betrug
am ganzen Volke. Hinter ihn ſtünden Reaktionäre,
die von nackter Selbſtſucht geleitet würden. Die arbeitende Be-
völkerung werde dieſen hochverräteriſchen Beſtrebungen ſchärfſten
Widerſtand entgegenſetzen.

Nähere Einzelheiten über dieſe Kataſtrophenpolitik ergeben ſich
aus einem Bericht über eine von 1500 Danziger aktiven Unter

offizieren beſuchte Verſammlung in Danzig. Die Unteroffiziere
hatten ſich Vertreter der verſchiedenſten politiſchen Parteien ein
geladen, um die Meinung der Parteien üher die Oſtfragen kennen
zu lernen. Für die Mehrheitsſozialiſten ſprach das Mitglied der
Nationalverſammlung Schul tz. Er ſagte, es müſſe niedriger ge-
hängt werden, daß Geheimrat Cleinow (Bromberg) in der
Täglichen Rundſchau alle diejenigen, die den Friedensvertrag an
genommen hätten, als Lumpen bezeichnet. Jn Weimar ſeien
große Stöße von Telegrammen eingelaufen, mit der Aufforderung,
den Frieden zu unterzeichnen. Unſere eigne Generalität ſei gegen
einen bewaffneten Widerſtand geweſen. Sämtliche Putſche ſeien
zu verwerfen, ganz gleich, von welcher Seite ſie kommen. Ein
Vertreter der Unabhängigenn meinte, der Plau Cleinows
ſei darauf hinansgelaufen, zwei ſelbſtändige Oſtrepu-
bliken auszurufen; das ſei verbrecheriſcher Hochver-
rat. Ein Mitglied des Ausſchuſſes der vereinigten deutſchen
Volksräte des Oſtens, Wettmeyer, erklärte, man könne
jetzt die Pläneder deutſchen Volksräteenthüllen.
Es habe ſich bitter gerächt, daß die deutſchen Volksräte ſich nicht

h r e e echt an Grundlage or m. So das Gerücht entſtehen können,daß die Volksräte im Oſten eine Monarchie mit dem Herzog von
Mecklenhurg an der Spitze aufrichten wollten. Tatſächlich ſei es
ſo, daß die Volksräte die Errichtung einer Volksrepublik vorbereiteten, die nach n kierfehr ift des Friedensver-
trages ſelbſtändig bewaffneten Widerſtand
leiſten ſollte. Da der Plan zuſammengebrochen ſei, könne
er jetzt folgendes darüber mitteilen:

Jn der nördlichen Oſtrepublik ſollte Reichskommiſſar Winnig
die Führung übernehmen. Oberpräſident Batocki und
Schnackenburg ſowie der ſtellvertretende Oberpräſident von
Bülow ſollten eine Regierung auf demokratiſcher Grundlage
bilden. Die übrigen Behörden ſollten weiter arbeiten. General
v. Below vom 17. Armeekorps ſollte die militäriſche Leitung der
Abſchnitte übernehmen. Alles ſei bereit geweſen. Noch vor drei
Tagen habe Below geſagt, daß er mitmache. Verpflegung und
Löhnung der Mannſchaften ſeien auf drei Monate geſichert ge
weſen. In Weimar, bei der Beſprechung der Generale, ſei jedoch
alles zufammengebrochen. Groener habe ſich zuerſt freige-
macht. Noske habe fünf Stunden gekämpft, bis er von zwei ande
ren ſo weit gehracht wurde, umzufallen. Dieſe beiden waren
Erzberger und Hörſing. Letzterer habe im Geiſte ſchon die
Reaktion marſchieren ſehen. Er habe aber Furcht gehabt, daß man
den Spieß umdrehen würde, und ſtatt gegen Polen gegen Ber
lin marſchieren würde, und den Kaiſer auf den
Thron ſetzen werde. Die Regierung Scheidemann habe die
Abſicht gehabt, den Friedensvertrag nicht zu unterzeichnen, die
Entente bis zur Elbe vormarſchieren zu laſſen und an der Elbe
ſollte dann entſchieden Widerſtand geleiſtet werden. Auch dieſer
Plan ſei geſcheitert infolge Eiferſüchteleien an hohen
Regierungsſtellen und unter den Generalen.
Jm letzten Augenblick wurde der Verſuch gemacht, mit den

Wnn das nicht zieht, zieht gur nichts mehr. Nebenher läuft aber Polen zuſammen einen Oſtſtaat zu gründen. Auf
auch noch die nicht minder edle Hoffnung, mit ſolchen denunziatori- den Vorſchlag der deutſchen Volksräte, ſich mit den Polen in Pofen
ſchen Wendungen einen Vorwand ſchaffen zu helfen, Eichhorn unter
Bruch des Verſprechens ſicheren Geleits in den Kerker werfen zu
können, indem man ihn neuer, von der revolutionsängſtlichen Re,
gierung mit blinder Wut verfolgter Verbrechen zeiht. All ſolches
Mühen iſt des Schweißes dieſer „Edlen“ wert.

Lüge und Schwindel!
Das Lügen, Schwindeln und Verleumden, das ſich während des

Krieges in der bürgerlichen Preſſe ſeuchenartig ausgebreitet hat.
wird von ihr auch heute noch mit einer wahren Wolluſt betrieben.
Ein äußerſt dankbares Gebiet, das ſich zur Verbreitung von aller-
hand Schwindelnachrichten nach Herzensluſt ausbeuten läßt, iſt

neben Sowjet- Rußland die ungariſche Räterepublik, an der
man kein gutes Haar läßt und die man ganz planmäßig herunter-
zureißen verſucht. Die neueſte Lügenmeldung, die man aus Buda-
peſt verbreitet, ſieht ſo aus:

Wien, 1. Juli. (W. T. B.) Die Neue Freie Preſſe ruft die
Stimme der Menſchlichkeit der ganzen Welt angeſichts der ihr
zugekommenen Mitteilungen von den Maſſenhinrich-
tungen in Budapeſt an, denen nicht nur die Führer des
Dienstagputſches und faſt ſämtliche Offiziere der Offiziers-
akademie, ſondern auch zahlreiche Zöglinge der Akademie, kaum
dem Knabenalter entwachſene Menſchen, zum Opfer gefallen
ſeien.

Das iſt natürlich blanker Schwindel. Das Wiener Korre
ſpondenzBureau muß feſtſtellen:

Die ungariſche Geſandtſchaft ſowfe die italieni
ſche Militärmiſſion in Wien erklären die Blätter-
meldung von Maſſenhinrichtungen in Budapeſt für unbe
gründet.

Was natürlich das ſchamloſe Lügengeſindel nicht hindern wird
das nächſte Mal irgendeinen neuen Schwindel in die Welt zu ſetzen!

zu verſtändigen, hatten die Polen geantwortet, das hättet ihr vor
zehn Jahren machen müſſen. Am geſtrigen Mittwoch ſeien noch
vier Herren im Auto nach Poſen gefahren, um mit den Polen
verhandeln. Wittmeyer teilte noch mit, daß der kommandierende
General v. Below in der Nacht zum Mittwoch ſeinen Abſchied er
halten habe.

Die Ausführungen Wittmehers erregten in der Verſammlung
größtes Aufſehen ſie blieben aber von einem in der Verſammlun
anweſenden Generalſtabsoffizier unbeantwortet. Die Enthül-
lungen erfahren eine Ergänzung, die die Poſt als von „beſtunter-
richteter Seite“ ſtammend wiedergibt. An deren Schluſſe heißt es:

„Daß wir wirklich unmittelbar vor dem Ausbruch dieſes von
den Polen gefürchteten Krieges ftanden, wiſſen alle Eingeweihten.
n Tatſache mag genügen, Einzelheiten ſind im Augenblick über
flüſſig.

Nach dieſen Feſtſtellungen bekennt die Poſt zähneknirſchend, daß
die „famoſen Volksräte' allein ſtehen und nur noch eine
Minderheit der Bevölkerung hinter ſich haben. Jn
deſſen ſei der v auch jetzt noch gewillt, nicht zu
weichen und deutſches Land nicht in Polenhand fallen zu laſſen.
Er wiſſe aber ſelbſt, daß die rung nicht n werde, ihm
ſofort den Nachſchub an Munition und Verpflegung zu unter
binden und damit jede Ausſicht auf r zu machen.
Jn dieſer Erkenntnis hätten denn auch die i
v. Batocki, S ehe an und v. Bülow die Loſungausgegeben, den nunmehr ausſicht
indem ſie für v ſelbſt zugleich die z aus dem Verhalten
der Nationalverſammlung und der Regierung zogen.

Damit iſt die hier geſchilderte Kataſtrophenpolitik der reak
Bericht der

Juni hat Geheimrat Cleinowin einer Verſammlung in Brombe' die Parole ausgegeben: Wir
tionären Kriegstreiber nicht zu Ende. Nach einem
Oſtdeutſchen Rundſchau vom

führt haben, keine Gemeinſchaft.“ Nach einem Hymnus au
kraftvolle Armee“ ſagte er dann: „Wir können hier im

haben mit den Männern in Berlin, die uns in dieſe Stunde z

nur zuſammen mit den Bolen in Staatsweſlen bilden

a

a

berpräſidenten
sloſen Kampf zu vnterlaſſen,



Da 7 So set in r Veisgheit letzter Schluß nach der Arbeit, die wir ge
ine ben In dieſem Sinne ſei mit den „volniſchen Lanks-

leuten über die Bildung einer „Gemeinſchaft im Oſten beraten
Jn feinem Schlußwort kam Cleinow nochmals auf dieſen

ken zurück: Deutſchland habe die Dſtmark hinaus-
geworfen, jest müſſe es ſich zeigen, ob „unſere polniſchen Lands
leute“ die Hand ergreifen wollten, die ihnen die Volkscäte ſchon
ſeit vier Wochen entgegenſtreckten.

Dieſe Velenntnis des Führers der Deutſchen Vereinigung deckt
die ganze Verruchtheit der Pläne der oſtdeutſchen Kataſtrophen-
polititer auf. Dieſelben Leute, die ſeit Wochen und Monaten gegen
die Polen gehetzt und den Krieg gegen Polen vorbereitet haben,
betteln jetzt die Polen an, gemeinſam mit ihnen einen ſelbſtändigen
Staat zu gründen, weil ſie ſich der Hoffnung hingeben, daß die
eudalen und kapitaliſtiſchen Cliquen, die gegenwärtig in Polen

ausſchlaggebend ſind, dieſe auf die Zertrümmerung der deutſchen
Pevublik ausgehende Bewegung fördern würden. Ebenſo wie im
Rheinlande ſind auch in den Oſtprovinzen die feudalen und kapi-
taliſtiſchen Kreiſe, die bisher den Patriotismus in Erbpacht ge
nommen hatten, die Träger der hochverräteriſchen Be-
wegung, die der deutſchen Republik den Dolch in den Rücken
ſtötzt. Sie zögern keinen Augenblick, weitere Gebiete, die nach dem
Friedensvertrage Deutſchland erhalten bleiben, loszureißen, und
ſich dem polniſchen „Erbfeinde“ in die Arme zu werfen, denn ihnen
kommt es vor allem darguf an eine Vendee zu ſchaffen, in der
die junkerlich- militäriſche Reaktion einen Zufluchtsort finden und
ſich mit Unterſtupung der Bourgeoiſie ſo weit befeſtigen kann, um
in einem geeigneten Augenblick einen vernichtenden Schlag gegen
die deutſche Revolution zu führen. (Freiheit.)

Leufſche Nutionglverſummlung.

Sitzung vom 1. Juli, 8 Uhr nachmittags.
Auf der Tagesordnung ſtehen zunächſt

kleine Anfragen.
Auf eine Anfrage der Abg Frau Zietz (Unabh. Soz.) betreffend

UNeberwachung der Telephonanſchlüſſe von Mitgliedern der Un-
ubhängigen Sozialdemokratiſchen Partei in Berlin durch die poli-
tiſche Volizei erwidert ein Regierungsvertreter, daß
keine Verletzung des Telephongeheimniſſes vorliege, ſondern nur
eine Anordnung der Militärbehörde bei Verhängung des Be-
lagerungszuſtandes. Die Militärbehörde trage dann auch dafür
die Verantwortung. Auf eine weitere Anfrage der Abg. Frau
Zietz kündigt ein Regierungsvertreter an, daß ein Geſetzentwurf
über Erhöhung der Bezüge der Unfall-, Jnvaliden- und Alters-
rentner bevorſtehe. Auf eine dritte Anfrage der Abg. Frau
Zietz verweiſt Geheimrat Freiherr v. Welſer darauf, daß zur
Unterſtützung der Frauen und Kinder der Kriegs-
gefangenen bisher 2550 000 Mk. aufgewandt worden ſind.
Gegenwärtig ſei eine Erhöhung der Bezüge nicht angängig. Jn
beſonderen Fällen müßte man ſich an die Lieferungsverbände
wenden.

Zu der Anfrage der Abg. Frau Behm (Dtſchnatl.) über die
Mißhandlung des Kapitänleutnants v. Mücke in Frankfurt am
Main erklärt Geheimrat Freiherr v. Welſer, daß die Regie-
rung noch nicht über ausreichende Unterlagen zur Nachprüfung
des Falles verfüge. Auf Anfrage des Abg. Kempkes (Dtſch.
Volksp.) betreffend Anwendung von Zwang gegen die Stadtver-
waltung in Oberhauſen (Rheinland) durch den Reichskommiſſar
Severing zur Weiterbeſoldung der Mitglieder des Arbeiter-
rats bemerkt Geheimrat Freiherr v. Welſer, daß die Beſtim-
mung über die Selbſtregelung der Sache durch die neugewählten
Gemeindevertretungen nicht ohne Reibungen durchgeführt wor-
den ſei. Deshalb habe der Reichskommiſſar das bisherige Ver-
fahren zugelaſſen, was von der Regierung gebilligt werde. Das
Gerücht über eine Freiheitsbeſchränkung des Oberbürgermeiſters
ſei nicht ernſt zu nehmen. Auf eine Anfrage des Abg. Graf z u
Dohna teilt Geheimrat Freiher v. Welſer mit, daß ein Ge-
ſetzentwurf über die durch innere Unruhen verurſachten Schäden
bereits im Staatenausſchuß vorliege und vorausſichtlich in einigen
Tagen der Nationalverſammlung vorgelegt werden könne.

Die Verordnung zur
Beſchaffung von landwirtſchaftlichem Siedlungsland

hat der Berichterſtatter des Ausſchuſſes, Abg. Allekotte (Zentr.),
zu einem Geſetzentwurf umgearbeitet, nach deſſen erſtem Para
graph die Bundesſtaaten verpflichtet ſind, gemeinnützige Sied-
lungsunternehmungen zur Schaffung neuer Anſiedlungen und
Hebung beſtehender Kleinbetriebe zu bilden.

Abg. Blum (Zentr.): Heute kann man von einer Stadtflucht
fprechen, man wird aber nicht annehmen dürfen, daß ſich nun-
mehr die Umwandlung Deutſchlands in einen Agrarſtaat in
raſchem Tempo vollziehen wird. Eine geſunde Miſchung von
Groß- und Kleinbeſitz iſt volkswirtſchaftlich das Zweckmäßigſte.
Zunächſt muß die Beſchaffung von Bauerngütern mittlerer Größe
das Ziel ſein. Auch die Landarbeiterfrage muß vor allen Dingen
durch die Siedlungstätigkeit gelöſt werden. Die Siedlung wird
uns hoffentlich über die ſchwere Zeit zu glücklicheren Zeiten hin-
wegbringen. (Beifall.)

Abg. Schmidthals (Dem.): Die Frage der Verteilung des
Grund und Bodens iſt uns durch den Krieg doppelt nahegebracht
worden. Jn der Landwirtſchaft müßten mehr Kleinbetriebe ge-
ſchaffen werden. Der Großbetrieb mag im Kriege vielleicht an
Getreide und Kartoffeln mehr hervorgebracht haben als der
Kleinbetrieb, aber dieſer leiſtet an Butter, Fett, Eiern, Fleiſch
auf derſelben Fläche viel mehr als der Großbeſitz, und nur die
Reſerven des Kleinbeſitzes haben uns durch die Kriegsjahre hin-
durchgebracht. 80 Prozent des Rindviehs und 90 Prozent der
Schweine werden von kleinen Beſitzern gezüchtet.

Wenn wir die Arbeiterbevölkerung nicht wieder auf das Land
hinausbringen, muß ſie auswandern. Beifall b. d. Dem.)

Abg. Löbe (Soz.): Wir begrüßen dieſes Geſetz, weil es end-
lich ein den Kriegsteilnehmern gegebenes Verſprechen erfüllt.
Als eine weſentliche Verbeſſerung betrachten wir, daß das Geſetz
ausdrücklich die Vergrößerung kleiner Stellen vorſieht, was ins-
beſondere für Oberſchleſien eine beſondere Rolle ſpielt. Als Vor
teil betrachten wir es auch, daß kleine Bauern, mittlere Bauern
und Lehrer bei der Ausführung des Geſetzes mitwirken und die
Entſcheidungen nicht mehr der Bureaukratie überlaſſen bleiben.
(Beifall.)

Abg. Dr. Röſicke (Deutſchnatl.): Wir haben uns immer für
das Siedlungsweſen lebhaft intereſſiert. Deutſchland muß wieder
mehr Agrarſtaat werden. Durch dieſes Geſetz erfüllen wir auch
einen Wunſch Hindenburgs.

Regierungskommiſſar für das Wohnungsweſen Scheidt: Die
Schwierigkeit der Durchführung des Geſetzes beſteht in der
Hauptſache in dem Mangel an Bauſtoffen. Das Reich hat 500
Million dark zu Wohnungsbauten zur Verfügung geſtellt, die
gber bei weitem nicht ausreichen, denn wir würden jährlich 500
Milliarden brauchen.

Abg. Duſche (Deutſchnatl.): Man ſoll möglichſt viel neue
Siedlungen ſchaffen und dabei möglichſt auch die Kriegsbeſchädig-
ten berückſichtigen und diejenigen, die aus den jetzt verlorengehen-
den Gebieten zurückwandern.

Abg. Wurm (Unabh. Soz.): Das Geſetz erweckt trügeriſche Hoff-

f

dritte Leſung wird ausgeſetzt, da ſich über einen Paragraphen
aus juriſtiſchen Gründen keine Einigung erzielen läßt.

Schluß g. Uhr. Nächſte Sitzung: Mittwoch, 2 Uhr. (Jnter-
pellation, Verfaſſungsentwurf).

Der Kampf der Eiſenbahner.
Ein „Ultimatum“ des Eiſenbahnminiſters.

Die Lage im Eiſenbahnerſtreik hat ſich weiter verſchärft. Wie
der Freiheit mitgeteilt wird, haben am Montag wieder Ver
handlungen im Miniſterium ſtattgefunden, eine Einigung
iſt aber nicht erzielt worden. Die maßgebenden Stellen
beharren auf ihrem Herrenſtandpunkt. Sie wollen ſich auf die
Forderungen der Arbeiter und Beamten nicht einlaſſen. Mit den
Zugeſtändniſſen in der Lebensmittelverſorgung glauben ſie alles
getan zu haben, wozu ſie in der Lage ſind. Die Eiſenbahner ſind
aber damit nicht zufrieden. Es beſteht die Abſicht, die Streikenden
durch Zwangsmaßnahmen zur Arbeit zu zwingen. Es ſoll
ein Dekret ausgearbeitet werden, wonach ſich die Arbeiter durch
Unterſchrift verpflichten ſollen, die Arbeit bedingungslos wieder
aufzunehmen. Wer nicht unterſchreibt, ſoll als entlaſſen gelten.
Sollte dieſes Dekret tatſächlich erſcheinen, ſo ſteht zu befürchten,
daß der Streik noch weiter an Ausdehnung ge-
winnt, da anzunehmen iſt, daß dann der jetzt noch abſeits
ſtehende Zentralvorſtand des Eiſenbahnerverbandes
Gegenmaßnahmen ergreifen würde.

Entgegen ihrer Ankündigung, den Noskeſchen Sireik-
erlaß aufzuheben, hat die Regierung nicht den Mut gefunden,
dieſes Verſprechen auch wirklich zu erfüllen. Sie
hat das den Eiſenbahnern gegebene Wort treulos gebrochen.
Obwohl ſie geſehen hat, daß dieſer Streikerlaß die Erregung der
Eiſenbahnarbeiter und Beamten weſentlich vermehrt hat, ob-
wohl der Gewerkſchaftskongreß ſeine Aufhebung fordert,
hält die Regierung an ihm feſt. Sie trifft deshalb die Verant-
wortung ſür die täglich wachſende Erregung bei den Streikenden,
die dieſes zweideutige Verhalten hervorgerufen hat.

Obgleich die Regierung mit ihrer Gewaltpolitik gerade das
Gegenteil von dem erreicht, was ſie beabſichtigt, ſetzt ſie ſie
doch unentwegt fort. Der Eiſenbahnminiſter hat jetzt, als Noskes
gelehriger Schüler, ein ſogenanntes „Ultimatum“ an die
ſtreikenden Eiſenbahner gerichtet, in dem er allen denen mit
Entlaſſung droht, die bis Donnerstag die Arbeit nicht wieder
aufgenommen haben. Gleich lächerlich wie der famoſe Streik-
erlaß des trefflichen Noske, wird es die gleiche Wirkung haben,
nämlich die Eiſenbahner nun erſt recht zum Ausharren an-
ſpornen. Neben dieſen plumpen Drohungen arbeitet man mit
allen Mitteln der Lüge, Verleumdung und Verhetzung. Da ſollen
es die Kommuniſten und Unabhängigen ſein, die die Eiſenbahner
förmlich zum Streik „gepreßt“ haben und ſie für ihre „poli-
tiſchen Ziele“ und „umſtürzleriſchen Pläne“ mißbrauchen wollen.
Dabei müſſen dieſe Schwindelblätter gleich hinterher berichten,
daß z. B. 90 Prozent der Berliner Straßenbahner in ge
heimer Abſtimmung für den Verkehrsſtreik geſtimmt haben.
Aber gleichwohl wird ſchamlos weitergelogen, verleumdet und ge
hetzt. Der Ekel packt einem ob dieſes Preßgelichters.

Aber auch gegenüber den Bankbeamten treibt die Regie-
rung eine Politik, die offenſichtlich eine Steigerung der Erregung
hervorruft. Die Bankbeamten ſtehen in einer Bewegung zum
Zwecke des Abſchluſſes eines Reichstarifes. Jn dieſem Augenblick,
in dem eine weitſichtige Regierung alles tun müßte, um die Er-
regung zu mildern, läßt die Regierung den Führer der Bank-
beamten, Emonts, wie amtlich mitgeteilt wird, wegen ſeiner
„Agitationstätigkeit“ verhaften. Dieſe Verhaftung hat ſelbſt
verſtändlich unter den Bankbeamten die allergrößte Erregung her-
vorgerufen. Die Bankbeamten vermuten, daß dieſe Verhaftung
auf Betreiben der Bankleitungen erfolgt iſt und ver-
langen ſofortige Haftentlaſſung von Emonts, andernfalls ſie in
den Generalſtreik eintreten wollen. So kommt alſo auch
in dieſem Fall die ſchwere Erſchütterung des Wirtſchaftslebens,
die der Generalſtreik der Bankbeamten nach ſich ziehen würde, auf
das Konto dieſer unfähigen Regierung.

Auch die Verhaftung von Herfurth, ſowie die Verfolgungen
von Däumig und Richard Müller, über die die Erklärung
des Genoſſen Däumig intereſſante Einzelheiten mitteilt, zeigt, daß
man unbekümmert um die wachſende Erregung der Maſſen die
Methode der Gewalt immer offener zur Anwendung bringt.

Aber die Methode der Gewalt wird jetzt ſcheitern, wie ſie
früher geſcheitert iſt. Einſicht und kühle Ueberlegung ſagen den
Maſſen, daß ihre Zeit noch kommt und daß es falſch wäre,
ſich von ihren Gegnern provozieren zu laſſen.

Die Drohung des Eiſenbahnminiſters.
Berlin, 1. Juli. (W. T. B.) Der Miniſter der öffent-

lichen Arbeiten erläßt folgende Bekanntmachung:
Den Wünſchen der Eiſenbahner folgend ſtellt die Regierung

wertvolle Auslandslebensmittel zu bedeutend herabgeſetzten Prei-
ſen zur Verfügung, die einen Aufwand von 128 Milliarden er-
fordern und dem geſamten Volke zugute kommen. Damit hat ſie
das Aeußerſte getan, was nach Lage der Staatsfinanzen möglich
iſt. Sie wird aber auch weiterhin ihrem Perſonal zu helfen be-
müht bleiben, ſoweit die allgemeine Not des Volkes dies noch
irgendwie erlaubt.

Die Demokratiſierung der Eiſenbahnverwaltung erfolgt in
voller Uebereinſtimmung mit dem geſetzgeberiſchen Vorgehen im
Reiche und den Anſchauungen der Landesverſammlung. Durch
die Einführung der Betriebsräte auf Grund des Reichsgeſetzes
T dem Perſonal ein weitgehendes Mitwirkungsrecht ein-
geräumt.

Sämtliche Eiſenbahnerorganiſationen haben ausdrücklich er-
klärt, daß ſie den gegenwärtigen Streik nicht billigen. Auch ſonſt
haben weite Kreiſe des Perſonals wiederholt betont, daß die
Arbeit wieder aufgenommen würde, ſobald der Streikerlaß des
Reichswehrminiſteriums, durch den ſie ſich in ihrer Arbeitsfreiheit
beeinträchtigt fühlten, aufgehoben ſei. Jm Vertrauen auf dieſe
Zuſicherungen iſt der Erlaß aufgehoben worden. Trotzdem wird
der Streik fortgeſetzt Angeſichts der furchtbaren Lage, in der
ſich der Staat infolge des unglücklichen Ausgangs des Krieges be-
findet, muß jetzt das Wirtſchaftsleben unbedingt und mit allen
Mitteln wieder in Gang gebracht werden, um das Land vor dem
Zuſammenbruch und die Bevölkerung vor weiteren Hunger zu be-
wahren. Schweren Herzens, aber im Bewußtſein der ernſten mir
vor dem Volke obliegenden Verantwortung ſehe ich mich daher ge-
nötigt, nunmehr die Aufnahme des Betriebes mit äußerſten Mit-
teln durchzuſetzen. Die Beamtenſchaft iſt ſich zum allergrößten
Teil ihrer Pflicht gegenüber dem Volksganzen bewußt und beſtrebt,

nungen. Deshalb wird meine Fraktion dagegen ſtimmen. An
Stelle der Privatbetriebe muß Allgemeinwirtſchaft treten.

Regierungskommiſſar Profeſſor Sering: Von den heutigen
Beſitzern wird großes ſoziales Empfinden verlangt, wenn ſie zuSiedlungszwecken Boden hergeben ſollen zum gewöhnlichen Werte
ohne Berückſichtigung der Verhältniſſe, die der Krieg geſchaffen
hat.r Abg. Dr. Heim (Zentr.): Sogjaliſierung würde die Produk
tion erſchweren. Wir müſſen uns darauf einſtellen, daß wir
wieder mehr Agrarland werden.
Das Geſetz wird mit einigen Aenderungen angenommen. Die

gemeinſam mit zahlreichen gleichgeſinnten Arbeitern den Verkehr
vor dem Erliegen zu bewahren.

Alle dieſe Kreiſe der Beamten und Arbeiter werden es mit mir
nicht nur als notwendig, ſondern es geradezu als eine Erleichte-
rung des auf ihnen laſtenden ſeeliſchen Druckes empfinden, wenn
ich nunmehr folgendes beſtimme:

Arbeiter, die nicht bis ſpäteſtens am Donners-
tag, den 3. Juli, ihren Dienſt wieder aufnehmen,
ſind entlaſſen.,
Ebenſo erhalten Beamte, die nicht bis zu dem

gleichen Tage ihren Dienſt wieder aufnehmen,

ihre Entlaſſung nach den diſziplinariſchen Se-
ſtimmungen. itsfreiheit iſt Sorge getragen.Für die Sicherung der Arbe sf Sefer.

Her Berliner Verkehrsſtreik.
erſten gehegten Erwartungen gewiſſer Kreiſe, daß derWeenſrdſeeit Tr baldigen Ende kommen würde, iſt genau

das umgekehrte eingetroffen. Die ablehnende Haltung der zu
ſtändigen Stellen und nicht zuletzt der Noskeſche Streikerlaß haben
eine enorme Verſchärfung der Lage gebracht.
bahnern haben ſich die Angeſtellten und Arbeiter der geſamten
Verkehrsinſtitute mit Ausnahme der Omnibusgeſellſchaften

Mit den Eiſen

ſolidariſch erklärt und ſind heute früh in den Streik getreten. Die
Angeſtellten der Berliner Omnibusgeſellſchaft ſtehen heute noch r
Verhandlungen mit ihrer Direktion und können ſomit am Strei

nicht teilnehmen.

Die Abſtimmung, ttigende De deheit für Eintritt in den Streik. Von 17 478 Stimm-

berechtigten waren 14 785 für den Streik, 770 dagegen, während
ſich 1023 der Stimme enthielten. Angeſichts dieſer Reſultate kann
nicht mehr davon die Rede ſein, daß eine Minderheit eine Mehr
heit vergewaltige und mit unlauteren Mitteln in den Streik hetze.
Die geſamte bürgerliche Preſſe und dazu der Vorwärts ſteht
den Beweggründen des Streiks vollkommen verſtändnislos gegen
über. Sie begleitet den Streik mit Kommentaren, die neben ihrer
Lächerlichkeit auch noch den Stempel der Dummheit und Ver-

etzung an der Stirn tragen.Die Hufroſigkei: der Regierung drückt ſich in ihren Maßnahmen
aus. Das einzige, was ſie dem Streik gegenüber unternimmt, iſt,
Drohungen auszuſprechen und ſo ſchickt man den RNoske als den
ſtarken Mann vor und läßt ihm Verbote, Drohungen und War-
nungen in die Welt hinausſchreien. fund ſie wird ſehr ſchnell kommen, wo auch dieſe Herren einſehen
werden, daß mit Drohungen kein Menſch zur Arbeit zu bringen
iſt, ſondern daß man dazu übergehen muß, den Arbeitern wirklich
zu zeigen, daß man gewillt iſt, ihren gerechten Forderungen Nach
druck zu verleihen. Auch dieſer Streik zeigt wieder, daß neben dem
Kapitalismus die Auwirtſchaftung des politiſchen Syſtems Hand
in Hand gegangen iſt. Erſt die völlige Umgeſtaltung und die Mit
verantwortlichkeit der Produktionsträger wird dieſen Erſchütte
rungen ein Ende bereiten.

Der Zweckverband GroßBerlin ſteht mit den Strei
kenden in Verhandlungen zwecks Beilegung des Streiks. Ebenſo
hat der Vollzugsrat ſeine Vermittlung angeboten.

Zur Verhaftung des Führers der Bankbeamten,
Karl Emonts, erfährt die Freiheit: Emonts iſt noch nicht aus
der Haft entlaſſen.
haftung Emonts hat ſich bereits auf das R
Ueberall hat ſie ungeheure Erregung ausgelöſt, da
beamten den Eindruck haben, daß die Verhaftun
gegen die Perſon Emonts, ſondern gegen die
der Bankbeamten gerichtet iſt.

haben bereits in einem Telegramm an idaß, falls Emonts nicht ſofort aus der Haft entlaſſen wird, ſie
die Parole des allgemeinen Proteſtſtreiks erwarten.

Die „Gründe“ der Regierung.
Berlin, 1. Juli. (W. T. B.) Von der Staatsanwaltſchaft

wird uns mitgeteilt, daß die Verhaftung des Geſchäftsführers des
Allgemeinen Verbandes der deutſchen Bankbeamten, Kerl Emonts,
mit ſeiner Tätigkeit in der Bankbeamtenbewegung nicht
das geringſte zu tun hat. Die
anderem Gebiete. Die Bankleitungen ſtehen der Verhaftung voll
ſrändig fern. Auch der Reichswehrminiſter Noske erklärt, der
Verhaftung vollſtändig fernzuſtehen; es ſei übrigens eine un
würdige Unterſtellung, anzunehmen, daß der Oberbefehlshaber
oder die Militärbehörden ſich dazu hergeben würden, die Ge
ſchäfte irgendeiner Jntereſſentengruppe, z. B. der Bankleitungen,

Reich ausgedehndie vor
nicht alle

hin ausſprächen.

angeführten dunklen „Gründe“ ſolange für verlegene, nichts-
ſagende Redensarten, ſolange ſie nicht klipp und klar erklärt,
warum ſie den Führer der Bankbeamten verhaften ließ.

Kein Streik der Bankbeamten
Berliner Blätter behaupten, daß ſich die Bankbeamten mit der

von der Regierung zur Verhaftung Emonts abgegebenen Er-
klärung zufrieden geben und nicht in den Generalſtreik treten
würden.

Gotha wird Räterepublik
Berliner Blätter melden aus Gotha: Die aus Unabhängigen be

ſtehende Regierung wird der Gothaer Landesverſammlung den
Entwurf einer Verfaſſung vorlegen, durch die das reine Räte-
ſyſtem feſtgelegt werden ſoll. Die wichtigſten Beſtimmungen ſind
folgende:
beiter- und Bauernräten ausgeübt. Die Regierungs-
geſchäfte führt der Rat der Volksbeauftragten, be
ſtehend aus drei Mitgliedern. Die Kirche wird vom Staate, die
Schule von der Kirche getrennt.
mehr erteilt. Privatſchulen ſind verboten. Da im Landtag die
Unabhängigen mit 10 gegen 9 Stimmen die Mehrhett haben, dürfte
dieſer Entwurf angenommen werden.

Aus der Partei.
Zur Frage der Einigung.

Die Parteileitung hat ſich mit den Verhandlungen
des Einigungskon greſſes befaßt. Die Reichskonferenz
der U. S. P., die am 22. und 23. Juni in Berlin tagte, hat den
Standpunkt der Zentralleitung gebilligt. Der Kongreß der Zen
tralſtelle für Einigung der Sozialdemokratie hat in ſeinem Ver-

Doch auch die Zeit kommt,

Die Proteſtbewegung gegen die Ver
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eweg um
Die Münchener Bankbeamten

die Organiſation verlangt.

wahrzunehmen, indem ſie etwa Verhaftungen auf deren Betreiben

Wir erklären die von der Regierung für Emonts Verhaftung

Religionsunterricht wird nicht

die Geheimwahl, zeigte eine überwäl

e e

Gründe dafür liegen anf gang
d
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Die vollziehende Staatsgewalt wird von den Ar

lauf völlig beſtätigt, was die Parteileitung der U. S. P. voraus
geſagt hat, daß dieſer Weg vollſtändig ungeeignet iſt, die Eini-
gung des revolutionären Proletariats herbeizuführen. Nicht um
Verwiſchung der ſachlich en Gegenſätze kann es ſich jetzt handeln,
nicht um die Zuſammenfaſſung von Arbeitern entgegengeſetzter
politiſcher Grundanſchauungen in einem organiſatoriſcher er
band, ſondern um die Revolutionierung der Köpfe und den Zu
ſammenſchluß der revolutionären Arbetter. Zu dieſem Zweck gilt
es auch den letzten Arbeiter, der das Gewaltregime haßt und ſein
Leben dem Sozialismus weiht, in die Reihen der U. S. P. zu
führen.

Die Fortſchritte der A. S. P.
Jn Oſtpreußen ſchreitet unſere Partei mit Rieſenſchritten

vorwärts. Zurzeit zählen unſere Organiſationen dort bereits
30 000 Mitglieder, trotzdem nur äußerſt wenige Kräfte in der Agi-
tation tätig ſein können, ein Beweis dafür, wie ſehr die Politik
der U. S. P. den Maſſen der Arbeiter entſpricht.

Aus Heſſen, wo kürzlich die Wahlen für Stadtverordneten
verſammlungen und Gemeinderäte vorgenommen wurden, konn-
ten wir ausgezeichnete Fortſchritte feſtſtellen.
ſtiegen unſere Stimmen von 350 am 26. Januar zur heſſiſchen
Volkskammer abgegebenen auf 2527. Durch dieſen Umſchwung
konnten wir fünf Vertreter in das Stadtparlament entſenden
Jn BergholzRehbrücke (Kreis Potsdam) trat der

ſtiſche Wahlverein geſchloſſen zur U. S. P. über

Jn Darmſtadt

rechtsſogiali
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Frauenkonferenz im B
Am Sonntag tagte eine Frau p e

Sie war ſehr ſtark beſucht. Es wurde u. a. Stell
zu der Frage Räteſyſtem und e
ſtimmig beſchloſſen, lebhaft Prop u mächen, d
Hausfrauen im Räteſyſtem ein Platz eingeräumt wird.
weiteren wurde von der Bezirkskonferenz beſchloſſen,
antragen, die Kämpferin den Leipziger Mitgliedern obi ſch
e überweiſen, eventuell unter Erhebung eines Extrab es
Ferner wurde beſchloſſen, überall die Leſeäbende wieder einzu
richten und die beſtehenden auszubauen. Auch Mdeknrſe für
Fortgeſchrittene wurden verlangt. Ein weiterer Beſchluß g

Des
u be

dahin, die Broſchüre: Willſt du arm und unfrei bleiben in einer
großen Anzahl zu beſchaffen und für die Agitation zu verwenden.
Allgemein wurde feſtgeſtellt, daß die Frauenbewegung im Bezirk
Leipzig tüchtige Fortſchritte gemacht hat und überall ein friſcher
Geiſt herſcht.

Ein neues Parteiblatt der U. S. P. erſcheint ſeit 1. Juli iMünchen Der Kampf. Die von Kurt Eisner r
Zeitung bleibt weiter unabhängiges ſozialiſtiſches Organ, ohne
Organ der U. S. P. zu ſein.

abgeſtimmt werden.

ihren Kram reden laſſen.Nunmehr ſchlägt der Präſident Vertagung auf Mitiwoch,
1 Uhr, vor, mit der Tagesordnung: Kleine Vorlagen und Fort-
ſetzung der Etatsberatung. Ueber einen Antrag auf r
eines Punktes von der Tagesordnung muß durch Auszählun

m Dieſe ergibt Beſchlußun ähigkeit des Hauſes.
Der Präſident erklärt, a ſecf die Tagesordnung der nächſtenSitzung den Mitgliedern riftich zuſtellen werde Schlaß

10. Gewerkſchaftskongreß.
Nürnberg, 80. Juni 1010.

1. Verhandlungstag.
Jm Saalbau des Jnduſtrie- und Kulturvereins begann heute

der 10. Gewerkſchaftskongreß. Es ſind 644 Delegierte anweſend,
die 4 760 387 Mitglieder vertreten. Unter den Gäſten befinden ſich
Greulich und DürrVern, GrünwaldWien, Aarö-
Chriſtiania und Kypers Amſterdam.

Der Vorſitzende der Generalkommiſſion, Legien, eröffnet den

r.

Preußiſche Ländesverſämmlung.

37. Sitzung vom 1. Juli, 12 Uhr.
Auf der Tagesordnung ſtehen zunächſt kleine Anfragen.

Auf Anfrage des Abg. Riedel-Charlottenburg. (Dem.) über die
Einſetzung eines ungeſetzlichen Arbeiterausſchuſſes im Eiſenbahn-
direktionsbezirk Altona erwidert ein Vertreter des Eiſen-
bahnminiſteriums, es handle ſi ur um eine proviſoriſcheAnerkennung bis zur definitiven geſ ichen Regelung

Auf Anfrage Dr. Roſenfeld (U. E wegen eines Mordanſchlags

auf den Unterſuchungs gefangenen Radek erwidert
ein Vertreter des Kriegsminiſteriums Der Re

gierung iſt bekannt, daß am 13. Juni, als Radek auf einem Spa-
ziergang war, Schüſſe gefallen ſind. Ob Abſicht oder Fahrkläſſig-
keit vorlag, muß die ſofort eingeleitete, arer noch nicht abge-
ſchloſſene Unterſuchung ergeben. Uebungsſchießen mit ſcharfer
Munition innerhalb der Stadt iſt ſtxeng verboten. Die Truppen
ſind erneut auf dieſe Beſtimmung hingewieſen worden. Weitere
Maßnahmen läßt der geſchilderte Vorgang nicht geboten erſcheinen.
(Hört, hört! und große Unruhe b. d. U. S.)

Auf eine Anfrage des Abg. Tegeder (DDun.) wegen Entfer-
nung von Bildniſſen der kaiſerlichen Familieaus den Schulen in Bochum durch den Arbeitervrat erwidert

Kultusminiſter Haeniſch: Jm Februar und März häuften
ſich die Klagen, daß Bilder der Kaiſerfamilie in den Schulen wieder
angebracht, ja zum Teil neu angeſchafft worden ſeien. Daher ver-
fügte ich in meinem Erlaß vom 29. März, daß ſolches Vorgehen
durchaus unzuläſſig ſei. Es hieß darin, daß, ſo wenig ich Bilder-
ſtürmerei billigte, ich andererſeits ebenſo ſtreng gegen Kund-
gebungen einſchreiten würde, die ſich gegen die Neuordnung der
Dinge richteten. Zu meinem Bedauern iſt die Wendung „Bilder-
ſtürmerei“ ſo aufgefaßt worden, als verürteile die Staats-
regierung jede Entfernung ſolcher Bilder. Die Arbeiterräte in
Bochum haben allerdings ihre Befugniſſe überſchritten, was von
der Regierung entſchieden mißbilligt wird. Jch erkläre ausdrück-
lich, daß zwar jedermann in ſeiner Privatwohnung ſoviel Kaiſer-
bilder anbringen kann wie möglich, aber in den öffentlichen
Schulen hat kein Wahrzeichen des alten kaiſerlichen Deutſchlands
mehr Platz. (Große Unruhe rechts, Zuſtimmung links.) Sie
können dort ebenſowenig geduldet werden, wie das frühere kaiſer-
liche Deutſchland republikaniſche Abzeichen in ſeinen Schulen ge-
duldet hätte. (Sehr richtig! links.) Darum habe ich meinen Er-
laß dahin erweitert, daß mit ſelbſtverſtändlicher Ausnahme von
Kunſtwerken, wie der Darſtellung des Alten Fritz von Menzel und
Bismarcks von Lenbach die Kaiſerbilder durch die Schulaufſichts-
behörden aus den Schulen entfernt werden ſollen, aber nicht
demonſtrativ, ſondern möglichſt unauffällig, am beſten während
der großen Ferien. Große Unruhe rechts.)

Auf eine Anfrage der Demokraten über die Vor-
gänge im Eiſenbahndirektionsbezirk Erfurt am

Juni erwidert ein Regierungskommiſſar, daß in
dem Demonſtrationszug nach einer Verſammlung von Eiſen-
bahnern Fahnen vorangetragen wurden mit der Jnſchrift:

Es lebe die Diktatur des Proletariats!
und: Nieder mit der Regierung! Daraus allein ſchon ergebe ſich,
daß politiſche Momente zugrunde lagen. Die Regierung habe
einen Kommiſſar zur Unterſuchung abgeſandt.

Ein Antrag der Demokraten betreffend Annahme eines
Geſetzes über die Gewährung von Straffreiheit und Strafmilde-
rung bei ehrengerichtlichen Strafen und Verfahren gegen Aerzte
wurde vom Abg. Dr. Abderhalden zur Annahme empfohlen.
und nach kurzer Debatte in zwei Leſungen angenommen. Abg.
Dr. Weyl (U. S.) hatte im Lauf der Debatte grundſätzlich die
Beſeitigung der ganzen Ehrengerichtsbarkeit verlangt. die in einen
modernen Rechtsſtaat nicht mehr hineinpaßte. Lüdicke:(On.) hielt dagegen dieſe Standesgerichte für durchaus notwendig
zur Wahrung der Berufs und Beamtenehre. Es folgte die zweite
Beratung des Geſetzentwurfes über weitere Bei-
hilfen zu Kriegswohlfahrtsausgaben der Ge-meinden und Gemeindeverbände. Die Vorlage wird einſtimmig
angenommen, nachdem die Abgg. Sprenger (Ztr.), Frau Ege
(Soz.), Dr. Weyl (U. S.) und Caſſel (Dem.) eine Erhöhung
des in der Vorlage vorgeſehenen Betrages von 150 Millionen
Mark befürwortet haben.

Es folgt die erſte Beratung der Vorlage betreffend Kömmu-
naliſierung der Aktiengeſellſchaft Charlotten-burger Vaſſerwerte.

Abg. Dr. Ha ger (Zentr.) befürwortet gründliche Prüfung imAusſchuß, namentlich hinſichtlich der Entſchärigungefrage.

Abg. Caſſel (Dem.): Wir ſind grundſätzlich für die Vor-
lage, wünſchen aber auch eine genaue Nachprüfung der Entſchädi-
gung. Es wäre doch viel richtiger, den z Beſitz als ſolchenzu enteignen, ſtatt nach einem ſt anſecht ren Verfahren den

einzelnen Aktienbeſitzern eine Enſchädigung zu gewähren.
Abg. Leidig Deutſche Volksp.) nennt die Vorlage ein Aus-

nahmegeſetz, weil ſie ein einzelnes Werk hexäusgreife. Nur
Schöneberg habe ein Intereſſe an der Regelung dieſer Sache noch
in dieſem Jahre, das ſei aber kein Grund für eine vorzeitige So-

zialiſierung. rAbg. Bruns (Soz.): Wir begrüßen es, daß dieſer gemein
nützige Betrieb der privaten Ausbeutung entzogen wird. Die
Vorlage macht endlich den r mit praktiſcher Soztaliſierung.

Abg. Hammer (Dtſchnatl.) bemerkt, daß man bei dem erſten
Beiſpiel der Kommunaliſierung ganz beſonders vorſichtig ſein und
volle r J gewähren müſſe.

Abg. D. Roſenfeld Das iſt eitz Häglicher Anfang der
Sozialiſierung. Wir ſtimmen nur ungern zu. ne

Die Vorlage wird on einen beſonderen Ausſchuß von 21 Mit-gliedern verwieſen und darauf die Ausſprache ubir den Etat
der Juſtizverwaltung fortgeſetzt.

Juſtizminiſter Am Zehnhoff.- Es, iſt der feſte Wille der
Verwaltung, daß die Beamtenausſchüſſe nicht bloß auf dem Papier
ſtehen bleiben. Der Gedanke, Rechtsanwälte als Richter zu neh-
r iſt mir durchaus ſympathiſch, aber praktiſch nicht durchführ

ar.
Abg. Deerberg (Diſchnatl.): Was bedeuten Agupſere Er

örterungen hier gegenüber den furchtbaren Schickfalen dranßen!
Die Organe der Rechtspflege haben in dieſer Zeit der Verwirrung
keinen Augenblick verſagt. 55

Abg. Stendel (Dtſch. Volksp.): Die Mehrheitsſozialiſten
haben kein Recht, über die Oeffnung der Gefängniſſe BVeſchwerde
zu führen, denn ſie ſelbſt haben die Revolution vom November
nur mit Hilfe ihrer Paladine aus den Gefängniſſen durchführen
können. (Unruhe bei den Soz.) Wir wünſchen keine allgemeine
Zuziehung von Frauen zum S und orenenamt. Wie
kann man behaupten, daß die Revolution ein Segen für unſer

einer rückſichtsloſen Militärdiktatur- zu rechnen gehabt.

Kongreß und weiſt auf die ſchwere Zeit hin, die hinter uns liegt.
Er gedenkt der vielen, dem Kriege dargebrachten Opfer und betont,
daß dieſe Opfer umſonſt gebracht worden ſeien, denn die Entwick-
lung die die Revolution uns bringen könnte, werde durch den
Friedensvertrag gehemmt. Redner begrüßt dann noch die an-
weſenden Gäſte und ſpricht die Erwartung aus, daß auch bei den
heftigſten Auseinanderſetzungen nicht vergeſſen werde, daß die
Generalkommiſſion immer beſtrebt war, das Beſte für die deutſche
Arbeiterklaſſe herauszuholen.

Dann erhält Bohl-Nürnberg das Wort zur Begrüßung des
Kongreſſes. Dex Redner fkizziert in kurzen Zügen die Geſchichte
der Nürnberger Arbeiterbewegung und heißt die D''egierten im
Namen der Nurnberger Arbeiterſchaft herzlich willkommen.

Weitere Begrüßungsanſprachen halten dann noch Gaſteiner als
Vertreter des Bnyriſchen Volksſtaates und Dr. Heinerich namens
der Nürnberger Stadtverwaltung.

Bei der nunmehr folgenden Beſetzung des Bureaus kommt
es zu einer längeren Geſchäftsordnungsdebatte, da die in größerer
Stärke anweſende Oppoſition den Anſpruch erhebt, einen der drei
Vorſitzenden von ſich aus zu beſetzen, ebenſo mehrere Schriftführer,
wie auch in der Mandatsprüfungskommiſſion vertreten zu ſein.
Bei der Wahl der Vorſitzenden fällt jedoch der von der Oppoſition
vorgeſchlagene Genoſſe Simon-Nürnberg aus und es werden zu
Vorſitzenden mit gleichen Rechten gewählt: Legien, Leipart und
Reichelt. Jn der Mandatsprüfungskommiſſjon, die ſtatt 9 Mit-
glieder 15 erhält, werden 6 Sitze der Oppoſition offengelaſſen.

Es folgen nun Begrüßungsteden der ausländiſchen Gäſte. Die
Vertreter der ſchwediſchen und däniſchen gewerkſchaftlichen Landes-
zentralen ſind am Erſcheinen verhindert und haben Begrüßungs-
telegramme geſandt.

Agarö- Chriſtiania begrüßt den Kongreß im Namen der nor-
wegiſchen Arbeiterſchaft. Kypers- Amſterdam bringt die Glück-
wünſche der niederländiſchen Arbeiterſchaft zum Ausdruck. Greulich
und Dürr-Bern ſprechen im Namen der ſchweizeriſchen Arbeiter
und Grünwald-Wien richtet Begrüßungsworte namens der deutſch-
öſterreichiſchen Arbeiterſchaft an den Kongreß.

Alle Redner betonen, daß auch die Arbeiterſchaft ihrer Länder
unter den Kriegsfolgen ſchwer gelitten haben. Die Organiſationen
erlitten durchweg während des Krieges eine gewaltige Abnahme
ihrer Mitgliederzahlen, haben ſich aber jetzt wieder kräftig erholt,
ſo daß die Organiſationen zu den ſchönſten Hoffnungen für die
Zukunft berechtigen.

Nachdem dann noch Kaufmann als Vertreter des Zentral-
verbandes der deutſchen Konſumvereine und Löſche als Vertreter
der Volksfürſorge einige Begrüßungsworte an den Kongreß ge-
richtet hatten, dankt der Vorſitzende Leipart allen Rednern für ihre
warmherzigen Worte und Glückwünſche und bemerkt, daß man es
auch gern geſehen hätte, daß auch die engliſchen und franzöſiſchen
Arbeiter hier vertreten geweſen wären. Er ſpricht die Hoffnung
aus, daß wieder die Zeit kommen werde, wo man ſich wieder ver-
ſtehen lerne. (Beifall.)

Nach Feſtſetzung der Geſchäftsordnung, die eine längere Debatte
hervorruft, da von der Oppoſition verſchiedene Anträge geſtellt
werden, die darauf hinauslaufen, zu einigen Punkten der Tages-
ordnung Korreferenten zu beſtellen, den Punkt der Tages-
ordnung.: Rechenſchaftsbericht der Gencralkom-
miſſion zu zerlegen und über die Kriegs politik der
General kommiſſion geſondert zu verhandeln, wird be-
ſchloſſen, den Wünſchen der Oppoſition zu begegnen und Kor-
referenten zu den angeregten Referaten zuzulaſſen.

Es tritt dann die Mittagsvanſe ein.
Jn der Nachmittagsſitzung beantragt Vollmershaus-Ber-

lin zunächſt, über zwei vorliegende Reſolutionen, die ſich mit dem
Noskeſchen Erlaß beſchäftigen, zu debattieren und abzu-
ſtimmen. Der Vorſitzende Leipart wendet ſich aber gegen dieſen
Antrag und verweiſt darauf, daß die Angelegenheit zum Rechen-
ſchaftsbericht gehört und bei demſelben behandelt werden könne.
Der Kongreß lehnt den Antrag Vollmershaus ab. Es folgt nun-
mehr der

Rechenſchaftsbericht der Generalkommiſſion.

Legien als Berichterſtatter verweiſt auf den gedruckt vorliegen-
den Rechenſchaftsbericht. der in knappſter Form alle Vorgänge über
die Tätigkeit der Generalkommiſſion enthalte, ſo daß ihm nicht viel
hinzugefügt werden brauche. Dann begründet der Redner in länge-
ren Ausführungen die Stellungnahme der Generalkommiſſion

während des Krieges; er verweiſt darauf, daß während der Kriegs-
zeit die Verhältniſſe anders lagen als heute, denn man habe mit

Jn einem
Aufruf an die Gewerkſchaftsmitglieder zu Beginn des Krieges
baten wir dieſe darum, da es nicht möglich. war, den Krieg zu ver-
hindern, wenigſtens ihren Organiſationen treu zu bleiben und ihre
Verpflichtungen zu erfüllen. Die Gewerkſchaften würden dann da-
für ſorgen, daß die eingetretene Not in den Familien der Ein-
gezogenen und der Arbeitsloſen gemildert werden würde. Das
war die programmatiſche Erklärung, die die Generalkommiſſion
zu Beginn des Krieges beſchloſſen hat. Das iſt die wahre Hriegs-
politik der Generalkommifſion. Was nachher als Politik der
Generalkommiſſion konſtruiert worden iſt, ſind Aeußerlichkeiten.
Man konnte ſpäter auf dem Standpunkte ſtehen, daß eins oder das
andere hätte. unterlaſſen werden können, aber alles iſt erfolgt unter
dem Geſichtswinkel, der Arbeiterklaſſe zu helfen. Manches iſt in
Verhandlungen mit der damaligen Regierung verhindert, was bei
ſeiner Durchführung eine Feſſel für die Arbeiterſchaft geweſen
wäre. Ein großer Teil derjenigen, die heute am meiſten gegen uns
auftreten, iſt es ja, der früher mit ſeinem Jndifferentismus den
Kapitalismus ſo geſtärk? hatte, daß er dieſen Krieg hewaufbeſchwö-
ren konnte. Jhre Kritik geht nicht von gewerkſchaftlichen Grund-
ſätzen aus, ſondern entſpringt dem Parteiſtreit. Weil die Gewerk-

ſchaften ſich nicht in den Parteiſtreit hineinziehen laſſen wollen
deshalb werden dieſe Angriffergegen ſie gerichtet. Der Weg, der
von der Oppoſition eingeſchlagen wird, führt nicht zum Ausgaleich,
ſondern zur Trennung. Dagegen werden wir uns mirt allen Mitteln
wehren. (Shearker Beifcel.)

Dißmann Frankfurt a. M. (Korreferent) Legien hat uns vor-
geworfen daß wix unſere Kritit nicht aus gewertſchaftlichen Grün-eh dern aus Parktairückſichten üben. Wir müſſen aber zurück-
greifen auf die Zeit vor dem Kriege ſelbſt, was Legien unterlaſſen
hat. Jn jenem Abkommen war ganz richtig geſagt. daß nicht nur
die Gewertſchaäflen für die Befreiung der zArbeitarflaſſe notwendig
ſind, ſondern daß dazu auch eine entſprechende politiſcher Vertretung
der Arbeikerk laſſe nötig iſt. Dieſe Leitſätze wurden 1906 in Mann

im Guch von den Gewerkſchaften anerkannt. Die Gewerkſchaften
ſaben ſich auch gleich der politiſchen Partei internotional betätigt
und Beſchlüſſe geſaßt, die nach unſerer Ueberzeugung maßgebend
für uns ſein müſſen. Jm Jahre c wurde auf dem Sturtt
garter Kongreß der Jnternationale jener Beſchluß gefaßt,

u tlaſſn tete es och Richter in Berlin
i

Redner xeihtenter on herausfordern. Er ſchildert, wie das Korre

S et Kri die Arbeiterorganiſationen
eg mit allen ihnen zu Gebote ſtehendentn nnoch ausbrechen ſollte,

n der Krieg de
getan werden, um ihn ſo ſchnell wie möglich zu beiſer Seſhluß

ſieht anders aus als
die Kriegspolitik des 4. Auguſt.
alle die Vorgänge aneinander, die zur Kritik der

Auguſt 1914 auf dem Standpunkteſpondengblatt, das noch am 1.
geſtanden hatte, daß es die Kriegshetzer ſeien, die das deutſche Volk
in das Unglück ſtürzen wollten, und daß die öſterreichiſche Balknn-
politik, die an den Rand des Krieges gebracht hat, nicht von
der deutſchen Regierung unterſtützt werden dürfe, daß dieſes ſelbe
Korreſpondenzblatt nach dem 4. Auguſt eine geradezu entgegen-
geſetzte Stellung eingenommen hat und alle diejenigen, die nicht
mit der Kriegspolitik der Generalkommiſſion und der Kredit
bewilligung einverſtanden waren, beſchimpfte und an den Pranger
ſtellte, Er erinnert an die Stellung, die die Generalkommiſſion bei
verſchiedenen Gelegenheiten eingenommen hat, an ihr

Eintreten für das Hilfsdienſtgeſetz,
an ihre Beteiligung am Volksbund für Freiheit und Vaterland,an ibre Be rwwertüng der Ludendorffſpende, an die Bekämpfung

der großen politiſchen Streiks in den Jahren 1917 und 1918 uſw.
Und dieſe Politik wurde von der Generalkommiſſion betrieben,
ohne daß von der Regierung, die von ihr unterſtützt wurde, auch nur
das geringſte anr politiſchen Rechten der Arbeiterklaſſe dargeboten
wurde.

Wenn nun heute die Mitglieder in den Gewerkſchaften alle die
jenigen, die die Politik der Generalkommiſſion mit unterſtützt
haben, zur Verantwortung ziehen, ihnen ihr Vertrauen entziehen
und ſie von ihrem Poſten entferne, dann heulmeiere man über Maß-
reglungen. Aber gerade Sie ſind es doch geweſen, die vorher am
eifrigſten ſich in der

Verfolgung und Beſchimpfung Andersdenkender

redlich geübt haben. Und Legien ſelbſt iſt es doch geweſen, der
ſeinerzeit' als erſter den Antrag ſtellte, Liebknecht aus der
Fraktion der Sozial demokratiſchen Partei aus-
zuſchließen.

Die Kriegspolitik hat ihre folgerichtige Fortſetzung auch noch
nach der Revolution erfahren. Wir wollen aber eine Politik, die
ſich aufbaut auf den Grundſätzen, daß die Gewerkſchaften wie die
Partei als revolutionäre Jnſtrumente dienen müſſen.

Es iſt heute morgen bereits in der Einleitung geklagt worden
über den Gewaltfrieden, der dem deutſchen Volk auferlegt worden
iſt. Der Genoſſe Legien hat die Schuld daran der Zerriſſenheit der
deutſchen Parteibewegung gegeben. Nein, dieſes Unglück haben
wir keinem anderen zu verdanken als denjenigen, die das deutſche
Volk in den Weltkrieg getrieben haben, und Schuld ſind auch die,
die dieſes Verbrechen mit ihrer Politik unterſtützt haben. Wir
können dieſen Männern unſer Vertrauen nicht mehr ſchenken. Wir
haben aber nicht das Beſtreben, die Gewerkſchaften zu ſpalten.
Wir bleibe Gewerkſchaftler, aber wir werden mit unſerer Arbeit
in den Gewerkſchaften es dahin bringen, daß die alten

internationalen revolntionären Grundſätze

wieder einkehren. (Stürmiſcher Beifall.
Die Verhandlungen werden auf Dienstag vertagt.

Verbandstag der Transport-
arbeiter.

Der letzte Tag brachte die Erledigung der zum Verbandstag
geſtellten Anträge. Darauf wird in die Diskuſſion der Referate
eingetreten und Entſchließungen angenommen, die ſich für die Form

der ſog. Betriebsräte und m der So-zigkiſierung ausſprechen. Ein Antrag, der ſich in klarer
Form für den Rätegedanken ausſpricht, wird abgelehnt.

Die Nachmittagsſitzung beſchäftigt ſich mit der Wahl von Aus-
ſchüſſen und Kommiſſionen und hieran anſchließend die Erledigung

der geſtellten Anträge. SEin von der Groß-Berliner Organiſation geſtellter Antrag, Ver
bandsangeſtellte durch eine von der Mitgliedſchaft gewählte Kom
miſſion, der keine Beamten und Verbandsfunktionäre angehören
dürfen, wählen zu laſſen, und dem Hauptvorſtand nur die Be
ftätigung zu laſſen, wird nach lebhafter Debatte in namentlicher
Abſ'immung mit 165 gegen 87 Stimmen abgelehnt.

Die Vorſtandswahlen ergeben die Wiederwahl Schu
manns als 1. Vorſitzenden mit 202, Dörings als 2. Vorſitzen
den mit 196, Werners als Kaſſierer mit 245 und Drehers
als Redakteur mit 194 Stimmen.

Der nächſte Verbandstag ſoll in drei Jahren in Berlin ſtatk-finden (25jähriges Verbandsjubiläum). Macht ſich eine frühere
Einberufung notwendig, ſo bleibt dem Vorſtand die Wahl der Zeit
und des Ortes überlaſſen. 4

Hierauf wird eine vom Bezirk Halke im Namen der Oppo
ſition eingebrachte Entſchließung folgenden Wortlauts verleſen:

„Unſere Bruderorganiſation, der Deutſche Eiſenbahnerverband,
befindet ſich in einigen Bezirken im Streik um das Mitbeſtim
mungsrecht ſeiner Mitglieder in den Betrieben der Reichseiſen
bahn. Durch ErlaßdesReichswehrminiſters Noske
als Oberbefehlshaber in den Marken ſoll den Eiſenbahnern durch
Androhung von Gefängnisſtrafen bis zu einem Jahre das

„Streikrecht genommen werden. Die zum 10. Verbands
tag in Stuttgart verſammelten Vertreter des Deutſchen Trans
portarbeiterverbands erkläeren ſich mit den org an
ſierten Eiſenbahnern ſolidariſch und verurteilen anf
ſchärffte das Vorgehen der Militärgewalt, das Streikrecht eingel
ner Berufsgruppen anzutaſten.“

Die Abſtimmung ergibt eine vom Vorſtandstiſch verkündete,
aber äußerſt zweifelhaft erſcheinende Ablehnung. Trotz lebhafter
Proteſte und dem Verlangen nach namentlicher Abſtimmung wird
zur Tagesordnung übergegangen. Als alle Verſuche nochmaliger
Abſtimmung ſcheitern, verläßt die Oppoſition demon-
ſtrativden Saal. Nach ſtattgehabter Beſprechung wil die
Oppoſition unter Abgabe einer diesbezüglichen Erklärung den Saal
gemeinſam betreten. Schumann verweigert die Erklärung und
erklärt, daß die Oppoſition das Recht verwirkt habe, an der weiteren
Tagung teilzunehmen.

Die nunmehr „ſtubenreine“ Verſammlung hört nach 10 Uhr das
Schlußwort Dörings an, worauf die Tagung mit einem Hoch
auf den Verband um 10 Uhr abends geſchloſſen wird.

Allerlei.
Wirbelſturmkataſtrophe in Amerika.

Ein Wirbelſturnk hat im Staate Minnefſota in einer Ort
ſchaft allein den Tad von 260 Perſonen verurſacht. Ueber
75 Perſonen wurden unter den Trümmern eines Hotels, das vom
Sturme weggerifſem wurde, begraben.

Das Erdbeben in Jtalien.
Die Erdbebenkataſtrophe in der Provinz Tose gang hat nach

neueſten Meldungen ſchwere Opfer geſordert. Viele Dörfer
ſind ſchreckiich vrrwüſtet, zum teil vollſtändig zerſört.
Die Gefamtzabl der Toten wird anf 259 angegeben. Der Lale-
graphen- nud Telephonverkehr iſt völlig unrerbrochen. Es ſind 90
nene leichtere Erdftöße gefolgt.

Ein Falſchmünzernrit ausgehoben. Jn Nürnöberg gelang es
einer Sicherheitsabteilung, einen großangelesten Schwindei mit
anfzudecken. Beſchlegnahmt wurden her den Jmoelter Friedmann
etwa 00900 Mk. geprägtes und ungevrägtes Gold und 199000 M.
Sildergeid Die Angelegenheit wurd- der Stontsauwaltſchaft übergeben.
m

Verantwortlich fur Politik und Vartemachrichten: Kar Bock; inr Halle und
Saalkreis und für s der Provinz Gotiheb Kaſtaret, für Anzeigen Hermann
Schade: Bertag Boe Se b. H. Drucke Halleſche Genofſenſchaftsbuchdruckeret,
G. m. b. S., ſamklich in Halle. Ä



Der Vorſtand des Gewerlſchaftslartells.

Tnsportarbeiterverhund Amtliche velunntmachungen.

Halle.Heute, Mittwoch, 8 Jnli, abends 8 Uhr

im Volkspark, Burgſtr. 27:
Mitgllederverſummlung

Tagesordnung:
1. Bericht der delegierten vom Verbandstag

in étuttgart.
2. Wichtige Rittellungen und Verſchiedenes.

Die Entſcheidungen des Verbandstages ſind vorrößter Be deutung für unſer geſommtes Wirtſchafts

eben. Dieſe kennenzulernen, iſt Pflicht jedes Mit
es Erſcheint deshald ws

Lrtsderwaltung.Sonſelſ. ſerein D. S. P. D.

Oietriket,Radewoll, ßurg u. Osendorf

Donnerstag. den 8 Jall, abends 8 Uhr
im Gasthe zum Drelerbaos in

Mitglieder Versammlung.
Tagerarduung win n der fang braantgegeben

Wegen der Wichtigkeit der T r t es
Pflicht jedes Mitgliedes vünktli erſcheinen.
2220

Soziuldemofrat. Verein

U. S. P. D.
Donnerstag, den 3. Juli, im Gaſthof zum

t tinen Schweizerling:

AuDerrräenche henenne Diſtrikts Wettin.

Tagesordnung: 1. Reuwahl Amtlicher Vor
ſtände. 2. Verſchiedenes.ar recht zahlreiches Erſcheinen

Der Trittoſtgrer.

Ter Dritteſſdrer.

Reichsbungd terkriegsheschödigten
Kriexstetinobmer and Kriegebiaterdltedes en

Ortsgruppe Merseburg. Sektion leungo.
Donnerstag. des R. Jal 1919. abends

Saale 40e Kasino:
Geffentliche Lersammluns.

TagesordMilitärversorgungs ren reichegoesetz-
liche Rege T der orge.

Referenten: Xam. Vietz, leiter äer amtl
Halle, n. Kamerad Rartebs, Vors. d Ortegr.

Das Ersahenan esmtreher K kad
i and Kriogebiaterdiiebooes ist

d nosoht.n Hier ar wir r Behörden a
h am Organi-vetioeen e er A- Woenieh.

Anslcht

Tagesordnung:

Die Ernährungspolitik des Halliſchen Magiſtrats.
Referent: Genoſſe Bowitzki.

Der Kampf um die kommunalen Arbeiterräte.
Referent: Genoſſe Kürbs.

Bei der Wichtigkeit der Tagesordnung iſt ein recht zahlreicher Beſuch erwünſcht. Genoſſinnen und Genoſſen
agitiert dieſerhalb für einen Maſſenbeſuch!

ſSS&ſ iſano. S
Etädtiſcher e von RNoßſteiſch- und

RNoßwurfſtkoniſerven

in der Talamtſchule, am Donnerstag, den 3 Jnſi.
ugelaſſen zum Einkanf werden die Jnhaber der
ummern der Lebensmittelſcheine 67901 70 000

vormittags von 8 bis 12 Uhr. und die Inhaber der
79001 79000 nachmittag von 2 dis

6 Uhr. Gegen Vorlage des Lebensmittelſchernes
kann an Haushalte mit einer Verſon eine h Kilo
Doſe zum Preiſe von 5,50 Mk., mit zwei bis vrer
Verſonen eine Kilo Doſe zum Preiſe von 11. Mit
mit fünf bis acht Perſonen eine 2 Kilo-Doſe zum
Preiſe von 22, Mk für weitere vier Perſonen
eines Haushaltes noch eine 1 Kilo Doſe zum Preiſe
von 1) Mk abgegeben werden.

Etädtiſcher Verkauf von Heringen
in der Talamtſchule, am Donnerstag den 8 Juli 1919
Zugelaſſen zum Einkauf werden di Jndaber der
Lebensmittelſcheine mit den Nummern 12 000 vis
urück 37 001 vormittags von 12 Uhr und die
nhaber der Nummern 37 000 dis zurück 3100

nachmittags von 2- 6 Uhr. Für jede Verſon eines
Haushaltes wird ein Hering zum Preiſe von 70 Bi
abgegeben.

Der Verkauf von Eeeſiſchen findet am Donners
den 3 Juli früh, in den einſchlägigen bekannten

Geichäften ſtatt
Dierenigen Jndaber von Kleinhanodelsgeſchäften,

welche Kundenſiſten eingereicht doben, werden der
durch aufgeſordert, dei den von hnen gewäblten
Großſfirmer den in nächſter Woche zum Verkau

langenden Reig am Donnerstag, den J Jult, undren den t Jul 1919. abzuholen.

Aunsgade sogs Ledensmitteln.

f die Zeit vom 7. bis 13 Juli 1919 werden
auf den Kopf der Vevölkerung zugeteilt: d Vfund
Weizenmehl zum Preiſe von 1.12 Mk auf Bezug-
ſchen Nr i nd Graupen zum ſe ven22 V auf 32 ſchein Nr 6 Pfund Auslands
marmelade reiſe von auf rNr 7. Au dem erhalten die Juhober der Ledens
mittelhefte Nr. 7451 10 900 ſoweit der Vorrat
reicht, Sriſchberinge in Dei zu den den Doienzuſgebrudtes W S Bezugſchein Nr. 94 und

r: a Hefte gar 7451 e c en)
z it 1 Doſe Nr. 9401 9900 (6 b

7 Verionen) 2 Nr. 9801 9700 Ver
wjonen) 3 Nr. 9701--10000 (10 und mehr

Deoſen. Sauerkohl unentgeltlich
Bezugſcheine Nr. 5-7 und

In den Gaſt und Speiſewirtſcha
abzugeben

der Ware

omptoblt o Volkes Buonnnan dung

An die werktätige Bevölkerung von Halle
Donnerstag, den 3. Juli, nachmittags 5 Ahr, nach Beendigung der Arbeitszeit,

im Volkspark, Burgſtraße 27:

Sren-Verscmmlune,

Der Vorſtand des Unobhängigen Eozlaldemolratiſchen Vereins gule,

Roßfſteiſch- und Fleiſchwarendertauf
findet aw 2. Juli ber Hoffmann. Bruhl 6, nach-
mittags von 2 Uhr. auf die Ordnungsnum nern
13 --1400 ſtatt Ein Anipruch zuf eine deſtunmte
Am von Fleiſch deſteht archt

Merfeburg, den i Jnſt 1918.L. A. i 6i i de wädtiſche Ledensmittelawt.

Ausgabe von Kirichen
auf Abſchnitt 100 der neuen Lebenkmittelheſte
Nr 3201--5000 am Mittwoch, den 2 Juli, von
vormittege i0 Uhr ab iw allen Odfſtwertauſſtellen
Rauch, Markt 16 S Hreiteſtr. BergwanaGotthardtſtr. 19. He Heumartki 20 Lingtzei, Clo-
bigkauerſtraße 9 Brauer, Sand 3. Schumann. Unter
altenburg 37, Jang er, Lindenſtr. v Roßmarkt. Steger da enfelſerſtr. 40, Tevper, Neu
marki 5 uf den opf der See wird. T
weit der Vorrat 1 Viund Krurſchenurzeit rer
zum Vreiſe von verabſolgt. Der Verkaufwird ſe nach Eingang der Kirſchen ſortgeſezt. De
ſondere Bekanntmachung folgt.

Merſeburg den 1. Jvli 1919.l. 2. i i678/18 Tao vädtiſche Lebensmittelamt
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Halle und Saalkreis.
Halle, den 2. Juli 1919.

Gegen Anterdrückung! Gegen Hunger!
Norgen nachmittag 245 Uhr demonſtriert das Halliſche Prole

tariat im Volkspark gegen die unglaublichen Zuſtände in der
Lebensmittelverſorgung und gegen die ſchleichenden Verſuche, die
letzten Ueberreſte des 9. November, die kommunalen Arbeiterräte
zu beſeitigen.

Arbeiterinnen und Arbeiter! Frauen und Männer der ſchaffen
den Stände! Euer Geduldsfaden iſt geriſſen. Die Empörung
über das Spiel, das mit der Halliſchen Bevölkerung getrieben
worden iſt, muß flammenden Ausdruck finden. Schon in der letz
ten Stadtverordnetenſitzung haben die Vertreter der U. S. P. den
Magiſtrat gewarnt:

So kann es nicht mehr weitergehen!
Man treibt die hungernden Maſſen, die nicht das Geld haben,

um ſich aus dem Schleichhandel zu verſorgen, zur Verzweiflung.
Seit Wochen hat es kein Friſchfleiſch gegeben, wir wurden auch um
das Wenige betrogen, was andere Städte erhielten. Wie zum
Hohne aber wagte man es, der Bevölkerung minderwertiges Ge
frierfleiſch zum Preiſe von 11 Mk. anzubieten. Unerſchwinglich
teuer ſind die ausländiſchen Zuſatzlebensmittel, ſo daß viele
Familien darauf verzichten müſſen. Not, Elend und Krankheit
breiten ſich weiter aus. Die Tuberkuloſe zehrt am Marke des
Volkes.

Jmmer frecher, immer unverhüllter erhebt der Wucher ſein
ſchamloſes Haupt!

Auch die heimiſchen Lebensmittel, das Frühgemüſe und das
Obſt werden zu Preiſen verkauft, welche die Erbitterung der
Maſſen noch mehr geſteigert haben. Ganz ungeniert verkguft man
in den Läden rationierte Lebensmittel, wie Schmalz, zu Wucher-
preiſen. Die Kapitaliſten, die Kriegsgewinnler, die Schieber leben
herrlich und in Freuden und lachen über dieſes Volk, das angeblich
eine Revolution gemacht hat!

Man muß Mittel und Wege finden, dieſen Blutſangern das
Handwerk zu legen!

Darum hält die Arbeiterſchaft nach wie vor daran feſt, daß der
Arbeiterrat nicht nur weiterbeſtehen bleibt, ſondern daß er mit
Machtbefugniſſen ausgeſtattet wird, die ihm ein wirkliches erſprieß-
liches Arbeiten ermöglichen. Die Arbeiterſchaft wird denen das
Handwerk zu legen wiſſen, die es wagen ſollten, den Arbeiterrat
in ſeiner Tätigkeit für die Allgemeinheit irgendwie hindern zu
wollen.

Arbeiter, Parteigenoſſen? Uebt eiſerne Selbſtdiſziplin. Laßt
euch nicht zu Gewalttaten hinreißen. Man muß das Uebel an der
Wurzel treffen. Man wird es nicht durch Plünderung einzelner
Läden beheben. Zeigt morgen nachmittag, daß ihr den feſten Willen
habt, euch nicht mehr weiter hinhalten zu laſſen!

Jeder Arbeiter, jede Arbeiterin, jede unter dem furche
baren Druck ſeufzende Hausfrau, die Angehörigen
aller ſchaffenden Stände, das ganze Proletariat muß
demonſtrieren

Der Schlichtungsausſchuß für Halle und den Saalkreis
teilt uns über ſeine bisherige Tätigkeit folgendes mit: Die durch
das Geſetz über den „Vaterländiſchen Hilfsdienſt“ errichteten
Schlichtungsausſchüſſe ſind durch die Verordnung über Tarifverträge,
Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe und Schlichtung von Arbeits
ſtreitigkeitey vom 23. Dezember 1918 weiter ausgebaut. Sie ſind aus
der b.sherigen Einordnung in die militäriſche Organiſation gelöſt und
zu Einigungsämtern ſür Arbeitsſtreitigkeiten jeder Art
beſtimmt.

Ein ſolcher Schlichtungsausſchuß tagt ſtets in der Beſetzung von
ſieben Perſonen einem unparteiiſchen Vorſitzenden, drei Arbeitgeber-
und drei Arbeitnehmervertretern. Je zwei von dieſen ſind ſtändige
Vertreter, je einer wird auf Grund von Vorſchlagsliſten vom Vor
ſitzenden je nach der vorliegenden Streitſache aus der betreffenden
Berufsgruppe ernannt. Die Haupttätigkeit der Schlichtungsausſchüſſe
bat daher ſtets darauf gerichtet zu ſein, den Streit zwiſchen den
Parteien durch eine Vereinbarung zu ſchlichten denn in einer Ver
einbarung müſſen naturgemäß die Intereſſen beider Parteien ſach-
gemäß berückſichtigt werden. Die Schlichtungsausſchüſſe bedürfen
daher auch grundſätzlich nicht der Machtmittel zur zwangsweiſen
Durchſetzung ihrer Entſcheidung, wie ſie z. B. bei den Zivilprozeſſen den
Gerichten gegeben ſind. Von dieſem Grundſatz braucht auch nicht ab
gegangen zu werden, wenn eine Vereinbarung nicht zuſtande kommt
und infolgedeſſen ein Schiedsſpruch gefällt werden muß denn dieallerwenigſten Streitſachen werden be einem Schlichtungsausſchuß,

der im Sinne der Gerechtigkeit ſeine Verhandlungen führt und ſeine
Entſcheidungen trifft, durch Schiedsſprüche erledigt.

Das Geſetz hat daher nur in wenigen Fällen vorgeſehen, daß
Schiedsſprüche als verbindlich erklärt werden, d. h., zwangsweiſe
durchzuführen ſind. Andererſeits ſtehen aber dem Schlichtungsaus-
ſchuß und ſeinem Vorſitzenden Machtmittel zur Verfügung, die
Parteien und ſonſtige Perſonen zum Erſcheinen und zur Verant-
wortung der ihnen vorgelegten Fragen zu veranlaſſen.

Der Schlichtungsausſchuß für Halle und den Saalkreis, als deſſen
unparteiiſcher Vorſitzender Profeſſor Dr. Joerges auf Vorſchlag
der Arbeitnehmer von der Regierung ernannt iſt, hat beſonders in
den letzten 6—8 Wochen eine ſehr umfangreiche Tätigkeit entfalten
müſſen. Es wird die Oeffentlichkeit intereſſieren, darüber näheres zu
erfahren. Von den verhandelten Sachen endeten 85 mit
einer Vereinbarung. Von 10bis jetzt gefällten Schieds-
ſprüchen waren 6 zugunſten der Arbeitgeber und
4 zugunſten der Arbeitnehmer.

n allen Fragen, zu denen der Schlichtungsausſchuß bisher Stellung
nehmen mußte, iſt zwiſchen allen Mitgliedern (Vorſitzenden, drei
Arbeitgeber- und drei Arbeitnehmervertretern) Einſtimmigkeit
erzielt worden. Es ſind 25 meiſt erſt bevorſtehende Streiks vor ihrer
Verwirklichung aus dem Wege geräumt worden davon entfallen einer
auf März, drei auf April und 21 auf Mai und Juni. Von den
Erwähnten 25 Streiks ſind 20 durch Verhandlung vor dem Schlich-
tungsausſchuß beigelegt worden. Jn fünf Fällen genügt lediglich das
Eingreifen des Vorſitzenden des Schlichtungsausſchuſſes, um die
Parteien zu neuen Verhandlungen zu bewegen. Dieſe Tatſachen be-
weiſen, daß bei der Tätigkeit des Schlichtungsausſchuſſes die Jntereſſen

Beteiligten und beſonders der Allgemeinheit ſtets berückſichtigt
wurden.

Erfolgreich beendeter Muſikerſtreik.
Geſtern Dienstag iſt der Muſikerſtreik beendet worden. Es kam

folgende Vereinbarung zuſtande:
I. Die anweſenden Vertreter der Angeſtellten verſuchten es zu er

li daß heute abend in allen Lokalen, wenn auch nicht in
er Beſetzung, geſpielt wird. Sie verpflichteten ſich, dafür zu ſorgen,

daß bis morgen Mittwoch, den 2. ZJuli, nachmittags 4 Uhr, alle ſtrei-
kenden Muſiker in ihren Lokalen wieder antreten. 2. Die Arbeitgeber
erkennen grundſätzlich die Berechtezung eines freien Tages für die
Muſiker in der an und halten es auch für richtig, daß dieſer

Beilag
freie Tag bezahlt wird. 3. Die beiden Parteien treten, um alles im
Einzelnen zu regeln, in Verhandlungen Die erſte findet Donnerstag,
den 6. Juli. vormittags 10 Uhr im Reichshof ſtatt. Die Verhandlungen
müſſen bis ſpäteſtens zum 15. Juli zu Ende geführt ſein. Sollte
eine Einigung bis dahin nicht erzielt ſein, ſo iſt von beiden Parteien
das Material der Verhandlungen dem Schlichtungsausſchuß einzu
reichen. Für dieſen Fall wird für Mittwoch, den 19. Juli, vor dem
Schlichtuugsausſchuß eine Spruchſihzung anberaumt. Unterſchriften

der r g. h bn ſteht, daß die Geſchloſſenheit der Muſiker gute Erfolge erzielt
n W r r da ſie am Montag den 23. Juni

ind die obigen Zugeſtändniſſe ſind faſt wörtlich dasſelbeſo wäre es nicht zum Streik gekommen. f wagen

Die Fleiſchverſorgung der Stadt Halle.
Die Ernährungsdebatte in der Stadtverordnetenſitzung am Montag

gab dem Arbeiterrat Veranlaſſung, ſofort Schritte zu unter
nehmen, damit wenigſtens für die nächſte Woche die Fleiſchverſorgung
unſerer Stadt ſichergeſtellt werde. Nach vorheriger Rückſprache mit
einem Magiſtratsmitgliede, welches erklärte, daß telephoniſche An
fragen unberückſichtigt blieben, wurde beſchloſſen, eine Kommiſſion zur
ProvinzialFleiſchverteilungsſtelle nach Magdeburg zu entſenden, was
auch am Dienstag geſchah. Von der Provinzial-Fleiſchverteilungs-
ſtelle wurde verſprochen, alles zu verſuchen, damit für nächſte Woche
einmal friſches Fleiſch für Halle verteilt werden könne. Ferner ſind
18--20 Tonnen gepökeltes Rindfleiſch der Stadt zugeteilt worden.

Weiter wurde erklärt, daß die ungeheuere Viehknappheit, der nicht
auszurottende Schleichhandel, ſowie das Schwarzſchlachten, die Fleiſch-
verſorgung der Großſtädte erſchwere, ſodaß es ausſichtslos erſcheine,
eine beſſere Belieferung zu garantieren. Nur die Hoffnung auf
Lebensmittelzufuhren vom Ausland könne zur Beſſerung führen.
Hoffen wir, daß die Halliſche Einwohnerſchaft endlich wieder einmal
nach langer Zeit friſches Fleiſch zu eſſen bekommt.

Transportarveiter Halles! Heute Mittwoch, abends 8 Uhr, im
Volkspark wichtige Mitgliederver ſammlung mit Bericht über den
Verbandstag in Stuttgart. Zahlreiches Erſcheinen der Mitglieder
wird erwartet. Mitgiiedsausweis iſt mitzubringen.

Ueberweiſung von Verſorgungsgebührniſſen der Nenten-
emnpfänger bei Verzug. Um Verzögerungen oder Stockungen in der
Gebührniszahlung zu vermeiden, liegt es im eigenen Jntereſſe jedes
einzelnen Empfangsberechtigten, daß er beim Verzuge aus dem Be-
zirk einer Poſtanſtalt in den einer anderen die Ueberweiſung ſeiner
Gebührniſſe an die für den neuen Wohnſitz zuſtändige Poſtanſtalt
bis auf weiteres an der für nur bei der bisher zahlenden Poſtanſtalt
begeteef und nicht bei der zur Zeit überlaſteten Penſionsregelungs-
ehörde.!

Wie immer: Zu ſpät! Von der Provinzialſtelle für Obſt und
Gemüſe wird der Preſſe geſchrieben: Die Vevölkerung wird auch
in dieſem Winter weſentlich auf Marmelade als Brotaufſtrich
angewieſen ſein. Denn mit einer Fettknappheit iſt auch weiter zu
rechnen. Zucker für Kunſthonig wird kaum freigegeben werden.
Das erforderliche Marmeladenobſt ſoll dieſes Jahr durch Land-
lieferungen beſchafft werden. Die hieſige Provingialſtelle wird
hierbei in erſter Linie alles Straßenobſt in Anſpruch nehmen.
Das wucheriſche Ueberbieten bei deren Verpachtungen hat daher
keinen Zweck. Beſſer wäre es, man verteilte genügend Einmache-
zucker und verhinderte den Wucher mit Obſt. Zu der Kraut- und
Rübenmarmelade, die von den Marmeladenfabriken geliefert
wird, haben die Frauen kein Zutrauen.

Jm Unterſuchungsamt für anſteckende Krankheiten wurden im
Monat Mai 1919 insgeſamt 1594 Unterſuchungen ausgeführt und
war: wegen Tuberkuloſe 392, Typhus 85, Paratyphus 13, R 14,Sphiherie 368, Gonorrhoe 34, Syphilis 564, ſonſtige Krankheiten

124 mal.
2 ien aniſsen Krematorium. Zur Vornahmevon Feuerbeſtattungen in Preußen iſt der Nachweis, daß der Ver-

ſtorbene die Einäſcherung ſeiner Leiche angeordnet hat, beizudringen.
Dieſer Nachweis iſt in vitlen Fällen in nicht rechisqgültiger Form aus-
gefertigt, ſodaß die Einäicherung hier nicht ſtattfinden konnte, und die
Ueberführung der Leiche nach nichtpreußiſchen Krematorien vorgen-
nommen werden mußte. Die Abgabe der mündlichen Willenserklärung
zur Feuerbeſtattung kann nur vor einer zur Führung eines öffentlichen
Siegels berechtigten Perſon erfolgen. Legitimation iſt dabei vorzu-
legen. Zur koſtenloſen Ausfertigung der letztwilligen Verfügung ſind
hier verpflichtet: die Voxſteher ſämtlicher hieſiger Polizeireviere, der
Leiter des Begräbnisamtes, Großer Berlin 11, der Jnſpektor des
Gertraudenfriedhofes.

Stadttheater. Heute, Mittwoch, wird die Oper Martha wieder-
holt. Donnerstag Siegfried, mit Kammerſänger Oskar Bolz in
der Titelpartie. Es ſei beſonders darauf hingewieſen, daß dieſe
Vorſtellung bereits um 7 Uhr beginnt. Freitag Kümmelblättchen,
Sonnabend Die Roſe twn Stambul, Sonntag nachmittag Volks
vorſtellung Sappho, Sonntag abend Siegfried.

Ammendorf. Erſter Diſtrikt. Den Mitgliedern der U. S. P.
wird hiermit bekannt gegeben, daß am Donnerstag. den 3, Juli, abends
8 Uhr, im Bahnhofsreſtayrant eine ſehr wichtige Mitgliederverſammlung
ſtattfindet. Alle Mitglieder müſſen zur Stelle ſein.

Der Diſtriktsführer.

Vecſedan. Gemeinderatsſitzung. Jn der Sitzung vom
29. Juni lagen folgende Punkte zur Verhandlung vor: 1. Schul-
vorſtandswahl. 2. Antrag Scheller. 3. Antrag der Frau Schlöſſer.
4. Vergnügungsſteuer. Die Gemeindevertretung war der Meinung,
daß der alte Schulvorſtand nicht mehr zu Recht beſtehe, und man
nahm die Neuwahl vor. Der Herr Landrat iſt aber anderer Anſicht,
nach ihm beſteht der alte Vorſtand noch fort. Der Antrag Scheller
wurde abgelehnt, mit dem Bemerken, in dieſem Jahre die Verteilungs-
ſtellen ſo zu laſſen, ſonſt müßte die Gewerbeſteuer nochmals umge-
ändert werden. Der Frau Schlöſſer ſollen monatlich 50 Mark gezahlt
werden, bis die Staarsanterſtützung kommt. Dann muß das Geld
an die Gemeinde zurüchgezahlt werden. Der Herr Amtsvorſteher
atte der Gemeinde ein Schriftſtück zu gehen laſſen, ſie möge die

Die Vertretung ſchloß ſich dem nicht

mus 50 Mk. VProteſtve ſammlung Dieskau 19,55 Mk. Proteſtver
ſammlung Löbejün 50,5 Mk. Verſammlung Volkspark 371,86 Mk.
Verſammlung in Naunkvrf 24,02 Mk. Verſammlung in Trebitz bei
Könnern 8,06 Mk. durch Genoſſen Stock vom Artillerie-Depot Liſte
Nr. 119: 8 Mk. Nr. 120: 1 Mk. durch Genoſſen Jllgenſtein Liſte
Nr. 109: 17,50 Mk. Unterſtützung Nationalverſammlung Liſte Nr. 112:
8,60 Mk. Nr. 572: 12, Mk. Für die Opfer der Juſtiz Liſte Nr.
24 Mk. Nr. 14: 12 Mk. Nr. 17: 930 Mk. Nr. 24: 22,55 Mk. Nr. 42:
9,50 Mk. Nr. 43: 10 M. Nr. 45: 21 Mk. Nr. 48: 7.50 Mk. Nr. 49:
16,80 Mk. Nr. 50: 40 Mk. Nr. 78: 17,25 Mk. Nr. 79: 24 Mk.
Nr. 81: 21 Mk.; Nr. 1: 46 Mk.; Nr. 99 31,25 k. Nr. 112:56 Mk. Nr. 172: 8,60 Mt. Nr. 173: 4,95 Mk. Nr. 174: 3,50 Mk.
Nr. 175: 8 Mk. Nr. 175. 11,50 Mk. Nr. 177: 2,50 Mk. Nr. 178
Nr. 179: 6 Mk. Nr. 130: 6,90 Mk. Nr. 226: 6,80 Mk. Nr. 228:
18,60 Mk. Nr. 230: 27,30 Mk. Nr. 291: 13,15 Mk. Nr. 292: 16 Mk;
Nr. 293: 15,50 Mk. Nr. 294: 8,50 Mk. Nr. 295: 5,50 Mk. Nr. 328:
21,55 Mk. Nr. 329: 8,70 Mk. Nr. 251: 11 Mk. Nr. 252: 12 Mk.
Nr. 253: 8 Mk. Nr. 256- 4 Mk. Nr. 255: 5,40 Mk. Nr. 19: 30 Mk.
Kr. 20: 8,50 Mk.; Nr. 22: 7,75 Mk. Nr. 23: 11,80 Mk. Nr. 276: Redaktion 97 Mk., Verlag 92,15 Mk. Setzerei 366 Mk. Maſchi
17,50 Mk.; Nr. 277: 14 Mk.; Nr. 278: 14 Mk. Verſammlung in 101,80 Mk. Parteiſekretariat 71,50
Brachwitz 21 Mk. Ueberſchuß von Maifeier Merkewitz 21,50 Mk.
nicht erhobene Prozente 1,30 Mk. Unterſtützung der Stadt und
GemeinderatsWahl Liſte Nr. 107. 16 Mk. Unterſtützung Stadt und
Gemeinderats-Wahl Liſte Nr. 112: 8,60 Mk

e zum Volksblatt.

Gewerlſchaftskartell griff auf zu einem Mittel, das den Beifall

Halle (Saale), 2. Juli 1919.

Aus der Provinz.
Ein feiner Gemeindevorſteher.

Es iſt bekannt, mit welchem Jngrimm die bürgerlichen Ge
meindevorſteher und Bureaukraten die Arbeiterräte verfolgen,
und wie ſie ſich bei jeder Gelegenheit bemühen, ihnen das Lebens-
licht auszublaſen. Das iſt kein Wunder, wenn man bedenkt,
daß die Arbeiterräte ſchon oftmals in di höchſt unſauberen
Machenſchaften gewiſſer Herrſchaften hineingeleuchtet haben. Ein
ganz kraſſer Fall hat ſich in Gorden (Kreis Liebenwerda) ab-
abgeſpielt. Dort waren ſchon längſt merkwürdige Gerüchte über
den Gemeindevorſteher Hofmann verbreitet. Dieſen Gerüch-
ten gingen die Arbeiterräte Grundmann, Lehmann und Weber
einmal nach und kontrollierten ſeine Wohnung. Es wurde feſt
geſtellt, daß der Gemeindevorſteher, an welchen die Lebensmittel
der Verſorgungsberechtigten eingingen, fünf Sack Mehl hatte ver-
ſchwinden laſſen. Auch wurde ihnen hinterbracht, daß Hofmann
Fleiſch zu Wucherpreiſen verſchiebe und Gemüſe, welches den Ver-
ſorgungsberechtigten zuſtand, an ſeine Schweine verfüttere.
Außerdem iſt dieſe Perle von Gemeindevorſteher der Beihilfe an
einer Brandſtiftung für ſchuldig befunden worden. Gen. Grund-
mann brachte dieſes ſchmutzige Treiben in einer Volksverſamm-
lung zur Sprache, worauf Herr Hofmann die Dreiſtigkeit beſaß,
unſeren Genoſſen zu verklagen, der als Arbeiterrat die Verpflich-
tung hat, das dunkle Treiben ſolcher Volksfeinde aufzudecken.
Am 26. Juni war vor dem Schöffengericht zu Elſterwerda
der Termin in dieſer Angelegenheit. Das Urteil war ein furcht-
barer Reinfall für Hofmann, da Genoſſe Grundmann den Wahr-
heitsbeweis für ſeine Ausführungen in der Verſammlung voll
und ganz erbrachte und demgemäß freigeſprochen wurde.
Aus dem Verklagten wurde der Ankläger und aus dem Ankläger
der Verklagte.

Hier kann deutlich feſtgeſtellt werden, zu welchen Mitteln ſolche
ſauberen Geſellen greifen, um den Arbeiterräten Schaden zuzu-
fügen. Trotzdem Herr Hofmann ſoviel Dreck am Stecken hatte,
beſaß er dennoch die Kühnheit, unſere Genoſſen zu verklagen.
Er iſt übrigens Gaſtwirt, lebt von Arbeitergroſchen und es ſteht
zu hoffen, daß die Arbeiter ſich ſeine Handlungsweiſe merken wer-
den. Durch dieſen Fall iſt wieder einmal ein glänzender Beweis
für die wirkungsvolle Tätigkeit der Arbeiterräte erbracht.

Bitterfeld. Selbſthilkfe gegen Wucher. Anch hier hatte die
Erbitterung über das unverſchämte Treiben der Lebensmittelſchieber
und der Wucherer allmählich einen ſolchen Grad angenommen, daß
mit gewaltſamen Ausbrüchen des Volkszornes zu rechnen war. Das

der Maſſen erhielt und die Selbſthilfe auf ruhigem Wege durchführte.
Es wurde in einer Verſammlung aller Organiſationen eine Preis-
prüfungskommiſſion gewählt, die ſofort dazu ſchritt, dem Wucher
energiſch auf den Leib zu rücken. Am Montag erſchien ſie bereits
bei dem Pächter der Muldental-Kirſchplantage, dem Freiherrn von
Bodenhauſen in Burgkemnitz. Dieſer Herr wurde veranlaßt, unver-
züglich den Pachtpreis der Kirſchen auf die Hälfte herabzuſetzen, ſodaß jetzt die Stadt pro Perſon ein Pfund Kirſchen zum Preiſe von
05 Pfg. obgeben kann. Die Kommiſſion wird weiter ein ſcharfes
Auge auf alle Lebensmittelgeſchäfte haben und wird ſicher durch
energiſches Zupacken manches erreichen können.

Mansfeld. Gemeindevertreter der U. S. P. des
Mansfelder Gebirgskreiſes! Am Sonntag, den
6. Juli, vormittags 10 Uhr, findet in Mansfeld (Ratskeller) eine
Konferenz ſtatt. Es wird dringend um zahlreiches Erſcheinen a
der Genoſſen gebeten. Die Kreisleitung.

Leimbach. Stadtverordneten- Sitzung. Als erſter Punk
der Tagesordnung wurde die Waſſerleitungsfrage beſprochen. ES
liegt eine Anfrage des Landratsamts vor, ob bis 31. Oktober 1919 t
gebant werden kann. Die Verſammlung beſchließt den Bau der
Waſſerleitung vorläufig zurückzuſtellen, da die vor dem Kriege ver
anſchlagte Bauſumme von 155 000 Mk. um das mehrfache überſchritten
und die Beihilfe in Höhe von 15000 Mk. nicht ausſchlaggebend ſein
kann. Ein Antrag der Oberpoſtdirektion Halle um Genehmigung zur
Herſtellung einer unterirdiſchen Telegraphenanlage in der Kreisſtraße
Hettſtedt Mansfeld bei km 11,4 24 in Leimbach wird genehmigt
mit der Bedingung, hierdurch auftretende Beſchädigungen zu beſeitigen.
Durch Verleſung des Kaſſenreviſionsprotokolls ergibt ſich, daß die
Stadthauptkaſſe rechneriſch geprüft und für richtig befunden iſt. Be
willigt werden die noch fehlenden Mittel zur Jnſtandſetzung des
Armenhauſes: ferner zum Ausbau der öſtlichen Giebelwohnung des
Rathauſes. Es wird beſchloſſen, das Polizeigefängnis nach dem Rat
hauſe zu verlegen. Zeichnung und Koſtenanſchlag ſoll in nächſter
Sitzung vorgelegt werden. Ferner wird der Verſammlung zur Kenntnis
gegeben, das Herr Wernicke erklärt hat, das Amt als Stadtverordneter
anzunehmen. Jn geſchloſſener Sitzung wurden verſchiedene Unter

ſtützungsſachen behandelt. nArtern. Vom Rathaus. Am Montagabend tagte hier die
Stadtverordnetenverſammlung. Von der Amtsniederlegung des
Senators Angerſtein wird Kenntnis genommen. Die Schreber
gärten in der Weide, deren, Pachtzeit Ende 1920 abläuft, ſollen an
die jetzigen Pächter auf eine weitere Pachtzeit von 12 Jahren ver
pachtet werden. Es ſoll nur eine Erhöhung des Pachtpreiſes um
10 Prozent eintreten. Nachdem Gen. Hühnerbein für dieſe Rege
lung eingetreten war und auch dieſe kleine Pachterhöhung für ge
rechtfertigt hält, beſchireßt die Verſammlung in dieſem Sinne
Die Vorlage betr. Pflaſterung der Roonſtraße wird nach kurzer
Debatte an die Straßenpflaſterungskommiſſion zurückverwieſen
um erſt noch mit dem Gaſtwirt Mier wegen Ankaufs des Grund
ſtücks zur Verbreiterung der Straße in Verhandlung zu treten.
Auch ſoll verſucht werden, vom Eiſenwerk Brünner, das an der
Pflaſterung und Verbreiterung der Straße am meiſten intereſſiert
iſt, einen Koſtenbeitrag zu erhalten. Für die Bewachung der Waſſer-
werksanlagen in der erſten Kriegszeit waren der Stadt 258 Mk.
Koſten entſtanden, die zur Hälfte von der Konſ. Waſſerwerks- G
ſellſchaft getragen worden, während der Reſt von der Stadt getragen
werden ſoll. Nachdem Gen. Hühnerbein dieſe Angelegenheit mit
treffenden Worten kritiſiert hatte, werden die Koſten, die ſchon vor
bald fünf a 7 verausgabt ſind, bewilligt. Der Honſ. Waſſer
werks- Geſellſchaft wird anſtatt der beantragten Preiserhöhung der

ten um Erhöhung der Gehälter und Gleichſtellung derſelben mit J

beantragten Erhöhung der Gehälter zugeſtimmt, bei einigen Privat

erhöhungen vorgenommen Dieſe Regelung der Beamtengehälter
iſt erſt möglich geworden, nachdem durch die Revolution und durch
das hierdurch geſchaffene freie Wahlrecht eine ſozialdemokratiſche

ſchaft kann hieraus wiederum erſehen, auf welcher Seite ihre wahren
Freunde ſtehen, und ſie zieht hieraus n W Konſequeng

in ſchaft in Hand.
h

e

TDOuittung.
Folgende Beträge von Angeſtellten und Arbeitern, denen am Tage

der Beerdigung der Genoſſin Luxemburg ihr Lohn reſp. Gehalt gezahld
wurde, ſind an die Parteikaſſe der U. S. P. bisher abge hrt;

örtliches Metallarbeiterbure an
70 Mk. Fabrikarbeiterbureau 38,50 Mk., Bäckerverbandsbureau 25 M
Banarbeiterbhureagu 28 Mk., Bezirksbergarbeiterrat 30 Mk., Arbeiterra
140 Wek., Eifenbahnerbureau 20 Mk. Holzarbeiterbureau 20 Mk. J

Das Parteiſekretariat U. S. P. Harz 42-44, Zimmer 23



Aus den Gerlchtsſälen.
Mordprozeß Kläader.
Zu wurde der7 Berka

J tag der Verteidigung r 7 die VrofeſſorenAnton als Sachverſtändige zu laden ver lautet:
fuggeſtion in

Wer den
un d

Soweit
für den Einfluß der Maſſen

komme, ſei der Antrag abgele weil die Erregung in Halle ja
erichtsbekannt war eber die Eigenart und die Bedeutung der
Naffeneinrorrkung auf den Einzelnen werde Feheimrat Scholz ſein

Urteil adgeben. Es folgte dann die letzte Frageſtellung an die
Angeklagten und Zeugen. Ein Geſtändnis wurde nicht abgelegt.
Ueber den Leichenbefund berichteten Geheimrat Benicke und Profeſſor
Scholz. Der tödliche Schuß, der aus nächſter Nähe adgegeden worden
ſei, habe den Hals getroffen Seren die deiden andern Schüſſe ans
einer Armeepiſtole gefeuert worden, ſo rühre dieſe Verwundung von

der Zeugendeweis

einem Jnfanteriegeſchoßs der. Der Tod, müſſe ſofort eingetreten ſein.
Jn ſeinem Urteil über den Geiſteszuſtand Bauert ſtellte Profeſſor

Scholz dieſen als Simulanten hin. Er erbrachte dafür den Nachweis
geſtützt auf ſehr ſchwerwiegendes Material. Bauer ſei wohl doſteriſch.
aber für ſeine Tat voll verantwortlich. Schärfer noch war das Gut
achten Profeſſor Sieberts. Von Symptomen der Geiſteskrankheit
könne man nicht reden. Alle Erſcheinungen, die ſich der dem Un
eklagten Bauer zeigen, ſeien künſtlich hervorgerufen. Er ſei kemesaus vom Strom der Leidenſchaft ergriffen worden, ſondern habe

gleichſam dieſe Tage ausgenutzt. Bauer hade einen kalten, berech
nenden Charakter, kenne tein Mitleid, keine Reue. Er ſei der Kriegs
krankheit, der Flucht in die La,zarette verfallen. Der Tag des Ein
tritts in das Lazarett ſei ſeine Schickſaleſtunde geworden. Dort ſei
er verlottert, und dort ſei er träge geworden.

Prof. Scholz beurteilte dann die Einwirkung der Maſſenpfſyche auf die
Angeklagten. Der Ausdruck Maſſenpſyche ſei falſch, es müſſe Maſſenhypnoſe
heißen. Dr. Scholz meint jedenfalls Suggeſtion. Unter Hypnoſe verſteht
man bekanntlich einen ſchlafähnlichen Zuſtand Will man den für die An
geklagte geltend machen. dann wöre es gerade Sache des Arztes auf
dieſe Bedeutung dinzuweiſen. Maſſenpiyche oder Sceelenleben der
Maſſe, iſt die richtige Bezeichnung Der Wſvychiater, als Jrren- und
Seelenarzt muß das benrteilen können. Wir werden darauf noch
zurückkommen. Richtig ſei, daß dei der Einwirkung der Maffenpſyche
oder Suggeſtivn das Gefühl der Verantwortung des Einzelnen ge
mindert werde. Natürlich unterliege nicht jeder der Beeinflußung.
Dieſe Frage müſſe bei jedem Angeklagien im beſonderen erörtert
werden. Die Frege müſſe geſtellt werden, ob überhaupt der Suggeſtion
erlegen, wie weir ind ob nicht der eine die anderen beeinflußt habe.
Nach dieſem Gutachten trat noch ein Zeuge auf, der bekundete, daß
die Frau Kuppler zu ihm geſagt habe, ſie könne ſo etwas nicht fehen,
deshalb ſei ſie gar nicht hingegangen. Es müſſen daher noch einige
Zeugen vernommen werden. Der Vorſitzende rrat in die Frageſtellung
ein und nahm die Anträge der Staatsanwaltſchaft und der Verteidiger
entgegen. Morgen werden die Staatsanwälte und die Verteidiger

Staatsanwaltſchaft
17 eingehen je anſcheinenden Wider

der großen Beweisaufnahme ſeien darauf zurüchzuführen,
die Schuldfragen.

daß t Zeuge nur Einzelhandlungen beobachte, nur daß, wofür er
ein beſon ntereſſe zeige. Das Schuldmaterial ſei erdrückend.
Jn Bauer ſieht er den Urheber der Tat. Seine An
gaben ſeien erlogen. Mit Hilfe der belaſtenden Zeugenausſagen, verſuchte der Staatsamvailt den m ihre Schuld
nachzuweiſen. Er bezeichnete Richter, Fiedler, Thaler und Suhle
als Rädelsführer. wie die Menge gewußt habe, daß es
nech der Saale ginge, hätten es die Angeklagten natürlich auch ge
wußt. Sie dätten mit r um Klüber zu töten. Eine
Maſſenpſyche oder Hypnoſe habe nicht vorgelegen. Nur ein kleiner
verbrecheriſcher Teil habe ſich beteiligt, nur um ſich an
fremdem Eigentum zu vergreiſen. Wenn man von Maſſen
hypnoſe ſpreche, ſo nur in dem Sinne, daß die Angeklagten die Maſſe
bypnotiſiert hatten. Bei den Angeklagten Bauer, Fiedler, Kyrit,
Richter und Gierhold ſei die Frage nach Mord zu dejahen.
Bauer ſei im Lazarett verlottert. Bei Kelz unterſtelle er die früheren
Anfälle nicht, aber auch dieſer habe nicht im Zuſtande der Bewußt-
loſigkeit gehandelt. Die erſten fünf Angeklagten hätten gemeinſchaft-
lich und mit Ueberlegung w. ede ihrer Handlungen, die zum
Tode beigetragen haben, ſeien als Mord a bezeichnen Bei allen
Angceklagten ſei die Frage nach ſchwerem Landfricdensb. uch zu be
jahen. Wie man jetzt an Hamburg ſehe, habe die Bluttat t
gemacht. Eine ſtarke Empörung ſei damals durch die geſamte Be-
völkerung gegangen und habe in der Preſſe ihren Ausdruck gefunden.
Es müſſe heute mit aller Strenge des Geſedes vorgegangen werden.

Hieran ſchloſſen ſich die Reden der Verteidiger. Durch die
offenkundigen Widerſprüche in den Zeugenausſagen hatten die Herren
verhältnismäßig leichte Arbeit. Wir begnügen uns, die markanteſten
Partien aufzuzeichnen. Rechtsanwalt Dr. Krums verteidigt die An-
geklagten Bauer und Gierhold. Bauer habe ſich vor ſeinen Geſinnungs-
genoſſen aufſpielen wollen als der große Mann, der dieſes Heldenſtück
vollbracht habe. Die Frage müſſe geſtellt werden, ob Mord oder
Totſchlag. Bei der Tat habe Bauer nicht mit Ueberlegung gehandelt.
Auch er müſſe das Wort Maſſenpſyche in die Debatte werfen. Mord

ihre Reden halten. könne nicht angenommen werden, weil die Angeklagten nicht Herr

t c c a à c Ab
Leipzigerstra

Fernrul 1234.

Jede löve7-
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Freitag, den 4. Du 1919:

Ferurul 6788.
Alte Promenaclke la

z

an Richtere Schuld. tke, deriedler vertritt, machte längere juriſtiſche Ausführungen. dehau
it das Delikt des Londfriebensbruchs und ſtellte die Frage, od

das Gefühl der Rechtswidrigkeit t dabe. Die ſei die
Revolutionszeit gefallen. s Recht und Unrecht ſel, habe eine
roße Veränderung erfahren. Jm November ſeien die einſ

ach feſtgeſetzt wor und die es ausführten, haben die ſel
evolutionspoſten bdbekommenll Man müſſe

in die Stimmung der Maſſen zu verſetzen. Und da ſei es enggh
ſich einmal in die Stimmung der Auguſttage von 191
verſetzen. Ein aufgegriffener polniſcher Arbeiter, wurde don Soldat
nach der Kaſerne geführt. Die aufgeregte Menſchenmnenge rieſ, das
ein Spion, ſtürzte auf ihn zu, bis er blutüberſtrömt nach der Kaſernekam. Paun atmete der Bürger auf, t t wird er erſchoſſen. Hatten wir da

das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit? Wo iſt die Polizei geweſen,
ſolche Leute beſchüßt hätte War das keine Zuiammenrottung der
Maſſen geweſen? Uns ſelbſt war die Kritik, was Recht und Unrecht
verloren gegangen. So wie wir in dem Polen unſeren Feind ſa
ſo ſahen ihn dieſe Leute in Klüber. Und ſo habe auch Fiedler ni
im Gefühl der Rechtswidrigkeit gehandelt. Es könne bei ſeiner Ver
urteilung nur verſuchter Totſchlag in Frage kommen. Rechtzanwa
Dr. Simſon, der Kyritz vertritt, deſprach die zweifelhafte Glaubwürd
keit der Zeugen Bauer, Kuppler und der beiden Kinder. Kyrit ſei
icher auf der Brücke nicht beteiligt geweſen. Mit Ausnahme von

ndfriedensbruch bitte er ſämtliche Schuldfragen zu verneinen,

Allerlei.
Merkwürdiges „Verſagen“ eines Maſchinengewehres.

Leipzig, 1. Juli. (W. T. B) Als geſtern Abend die an d *7
am Täubchenweg aufgezogene Sicherheitswache vorſchriftsmäßiMaſchinengewehr für die Nacht laden wollle, verſagte das Swleß

Bei dem Verſuch, das Maſchinengewehr in Ordnung zu bringen,
entlud es ſich und etwa 15 Schüſſe fielen. Hierdurch wurde ein
Soldat getötet, ein zweiter ſchwer und vier andere leichter ver
er. außerdem erlitt ein junges Mädchen auch ſchwere Ver
etzungen.

a z

e

Briefkaſten der Redaktion.
K. K. T. Ja; Das Recht, zu veranlaſſen, das leerſtehende Wohnunger

vermietet werden, hat die Gemeinde.

Derrotelöve
en

S

S n Fliegenfänger
friseb, beste Beleimong,
100 St. 16 AK., 1000 8t. 140
Mark. Provisionsreisende

Inszenierung:
Obarreg. Herm. Felnor.
Museikalisahe Leitung:

H. Oswald Fenslein
Rauptdarstellert

Velmag Contil
Käte Zungſor
Franx Sohora
Rud. AnderHugo Glang
Rieherd Hustig

Kasse 10- u. 458 Udr.

z Rerse
m

Sonntag, den 6. Jull, na

Stadttheater
onnerstag, 3. Juli 1919,8 z I Ende 11 Uhr

n

Slegfried.

Badrennbahn „Ovmplaparn

Turn- Sport- 1. Splelfegt

Hallisehen Auscchusces für Lelhesühungen

Walhalla- h äa ersandhaus, Loeipaig.welches Jheaer J Des Cluckes luchender Erhe e Herrin ihres Geschickes Se es Apollo Tueater.
t. n. Faet ig J Drama in 5 Akten. Brgreifendes Drams in 5 Axten. abhand gek. v ab. Hoeate, adesdso O Oder

perelten ne m 2246 Hauptrolle: Cario Wieth. S Hauptrolle: Ingeborg Spangsfeld, h Aüaxz. Wörml. Str. 10. 2234 e üirokönigin.

er Dir. Felix Maiahar S g Gchott. SchIhre Hohelt T ar Wo man Gai i Nur noch 3 b I I h c ß tgrv en hHeine Frau, die Filmschausplielerin. morgon: LIEIIITIIIIIE en. Konſum. abende s Uhr

e Tänzerin.! J et e a ſieS 5 t n 2248M Unsers Vorführungen finden wieder bei vollem Orohester statt. denen geschledene Fran
rn Felix und R. Bara n e S z u WMartinſtr. i7, part. r. Gonda E. Sturm a. G.Musik von Walter Götu. e J et 5 S e eFe ehe e Vor verk. 9-1 u. b.Anaglehts-Postkarten

ſoaldenohrafcher Fereln

n men
chmittags 3 Uhr:

2236

e. V.
im 61. Lebensjahre

Digtrikt Dieskau.

Todes- Anzeige.
Am 28. Juni atarbd unser alter Parteigenosse

Hermann dchaal,

Khre einem Andenken
Dle Genosses des Distrikts Dieskau

empf. die Voluhnehbauene.

Arbelte Gecangreretn Frabunn Könnenl. S. B.
Mitgl. d. A.-8.

Sonntag, den 6. Jult, im Bärgergarten:

Sängerfest.
Von 3 Uhr an 1814

Konzert, Gesangsvorträge, Blumen-
verlosung und Preissehiessen.

Nachmittags und adends;

BALIL.
Ergebenst ladet ein Der Vorsta od.

den 2. Fuli, S

--WWWu

Von Richard Wagner. Vorverkauf für Eintrittskarten siehe Plakate. Die Beerdigung findet Mitwoch

Freitag nachmittags 8 Ubr, vtatt.Koümmelhbldttoh en.

en r m
J te d S

2 7Ball
Darpel- men

e

2 r
33

i

Solisten-Trio Spöäuntke.

Meine Vorlobong
mit Vräulein 2238
Meta Stricksner lichen Tochter und Schweſter, der

e e ogeee MNitrerd rer La Anna Trübet s 7 Unle Trota- ſind uns ſo viel Beweiſe der Liebe und Teil-Bruddenfen eine Jugend Veorste tung. Seaesenaseesee e ve d uns nicht möglich
l t i t. ſedem einzelnen zu danken.dende 7 Ubr: Durch Beiiegung des Streikes e Wir ſagen dabder allen für die dargebrachten

2 wieder das erstklassige z346 kwpiebien 1 Auuvaftans: r hierdurch unſern herz
ten Dan

vonDas Räteryrten e S Halle, den 2. Jull 10919.Preis 20 Vf. Porto h v

00
Honaneratag, Ja 1919.

asgehmittags 4 Uhr
and abends h Uhr:

Konzert
Br.

Neue Kapolle.
Täslieh Konzert des

„Hanstein“,
Wouso Kapelle

dverpoſſinger.
Neve Kapelle

begterrelch. Damen Orchesters

Neue Kapeils. J

burd Generale un

Beim Heimgange unſerer lieben, unvergeß-

die trauernde Familie Otto Trübe.

Päncler, Hausferer
kaufen preiswert die bekannteſten ESchuhereme-
Marken „Wirtin“ und „Pils“, Lederfett, Bach
wmachs, Rähmaſchinenöl und andere Putzmittel,S

Pflegerin ſowic haltbare Hanfgarn-Schnäürſenkel bei
W. Losse, Haſſe a. S., Dessauer Str. 5.

ros. Fernſprecher 46063. 9238Kerircier geſucht.Putzmittel en
„ci„hv1S][mJ

Dankſagung.
2235 en vom Grade meines innigſtgeliebten Mannes, unſeres herzens guten Vaters,

Sohnes, Bruders, Schwagers und Onkels, ſagen
wir allen die ihn zur letzten Ruhe gelelteten,
ugſeren tiefgefühlten Dank. Jns beſondere Dank

Sorlaennt m. nen.
Preis 20 B. Varto S B.

I

von Kurt Geyer
Breie 20 Pf. Vorte 5 Pf.

De Dahn
üse Preletana
Preis M. Vorte 15 Pf.

Für die vielen Beweiſe der

Mannes und Vaters ſagen wir
wandten und Bekannten unſern

e ank. Vielen Dank für die
Ruhe geleiteten.

Bei aungoustig. Wetter ausgeführtfinden die Konrerte im vom Selfert-Orohester.

R V. e. ding ſonders wohigeigu, war die von der l.an Bey 2 a Morgen Donnerstag anehn- a rennt m hie Friederike Schaue wie vom Rauchklub Virginfa e z
a mittag ron 4 bis Uhr V e Kecategtialigten und Kinder. en Sanne, Endlich nie vEintnitapreiso: a. ren r: Aben- von Morqhtonini. Freunden, Verwandten und Bekannte 7h I z. van nd i 677 Pl., Kioder 59 P. O Hat erialdenehae Die tiefgebeugte Gattin*1508 dätt Kemnmanittigde Partel

von Frit Pachta.das le tartt.
ßonnfag, den 8. Ja
Biliger Sonntag.

dumeldue
Delitaseherstrass a 2.

Täglich Konzert

J

E. Kramers Konzerthaus

W ers tklaesseiger Damen -Hapoelle,

Breis 15 Pf. Borto 5 Pf
Volk shuchhancig.,
Halle (S.). Harz 244.

late-

Dankſagung.
Für die vielen Beweiit herzlich

deim Hinſcheiden unſeres teuren
2225

S

34 wir allen auf dieſem
richtigen Dank. Befondern den
Thiede für die troſtreichen Worte

cc]ndT

Teilnahme dei der Beerdigung meines lieben

Kranzſpenden, ſowie allen, die ihn zur letzten
2281

eAnſchlafenen

Wegr unſern auf-

Halle, den 2. Juli 1919. Thomaſiusſtt. 42.
Frau Anna Wagner nebſt Kindern.

dem Herrn Paſtor Laſſe für a troſtreichen
Worte zu Haus u. am Grabe; Dank auch HerrnHauptlehrer Seifert und der eben Schultugend
für den erhebenden Wer desgleichen innigen
gen dem Herrn Direklor der Mansfeldiſch.

Gewerkſch. und dem Herrn Oberſteiger Fiſcher
für die unſerm Toten erwieſene ſern de
Vielen Dank auch dem Rauklur irginig-
Langenbogen, dem Geſangverein Frodſinn wie
den Metallarbeitern zu Wansleben, dem Schacht
Reu-Mansfeld, Georgiſchacht und ſeinen lieben

reunden und Kameraden für ſämtliche derr-
Was unſerm Herzen be

Liebe und

allen Ver-
herzlichſten
zahlreichen

chen Kranzſpenden.

Frau Emilie Schnelle
nebſt Kindern, Eltern

und allen Angehörigen.
Langendogen, den 39. Juni 1919.

Purtel Schritten
ernpfiehbitVolka- Bucnhangiang.

2241

Teilnahme

errn BVfarrer
am Grabe.

e u 7

zbertotelbue/
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